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VORWORT 


Diese Betrachtungen wurden im Sommer 1917 
entworfen, im Sommer 1918 niedergeschrieben. 

Seither hat sich viel Schmerzliches ereignet — 
das Allerschmerzlichste aber war mir und denen, 
die gleich mir empfinden, wahrzunehmen, mit wie 
wenig Würde und innerer Festigkeit das deutsche 
Volk sein Unglück ertragen hat; und nur durdh 
sie hätte es zuletzt seine Reife, die schließliche 
Unabhängigkeit seiner Geschicke von allen äußeren 
Scicsalen dartun können! 

In der Fassung der folgenden Untersuchungen 
aber sind durch all dies Schmerzliche und Schmerz- 
lichste keine Änderungen nötig geworden: welchen 
Wert könnten auch grundsätzliche Gedanken haben, 
die nicht beständiger wären als der Erfolg der 
Waffen, die Stimmung eines Volkes? Ich habe 
darum alles so stehen lassen, wie es im September 
1918 abgeschlossen war. 

Dagegen finde ich mitten in der unablässig 
steigenden Flut der Ereignisse nicht die rechte 
Sammlung, um dem geplanten zweiten Teil dieser 
Untersuchungen eine endgültige Gestalt zu geben, 
der die Idee der nationalen Selbstbestimmung und 
Selbstregierung einer ähnlich gerichteten Kritik 
unterwerfen sollte. In der Tat bleibt ohne diese 
Ergänzung der Abschnitt über „Völkerrecht und 


Geschichte“, überhaupt die Auseinandersetzung mit 
den amerikanischen Idealen ein Bruhstük: vielleicht 
werden freilih, noch eh’ diese Blätter erscheinen, 
die Tatsachen in ihrer noch vernehmlicheren Sprache 
eine Kritik der Selbstbestimmungsidee geliefert 
haben, die eine grundsätzliche, gedankliche Kritik 
zum guten Teil entbehrlih macht. Jedenfalls habe 
ih mich entschlossen, vorerst diesen ersten Teil 
meiner Untersuchung für sih auszugeben. 

In jenem zweiten Teil sollte auch der Begriff der 
„Nation“ genauer bestimmt werden: hier wurden 
„Nation“ und „Staat“ absichtlich meist einfach 
nebeneinandergestellt. 

Wer in Zeiten der allgemeinen Erregung und 
Verwirrung den Blik auf das Wirklihe und Mög- 
liche hinzulenken sucht, übernimmt keine dankbare 
Rolle. Meine feste Überzeugung aber ist: der 
Glaube an das bloß dem Grade nach Unmög- 
lihe mag wohl ungenützte Kräfte entbinden, den 
langsamen Gang der Dinge beflügeln; dagegen der 
Glaube an das auh der Art nac Unmöglice 
leitet in die Irre und führt zum Verderben! 


Wien, im Jänner 1919 H. G. 
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I RECHT UND MACHT. 


„Man muß endlich erkennen, daß diese 
Gedanken, die man ja nur herabsett, wenn 
man sie als die Forderungen eines einzigen 
Menschen, nämlich des amerikanischen Präsi- 
denten hinstellt, die unerscütterliche Über- 
zeugung der gesamten Kulturwelt geworden 
sind, daß alle sittlihen Menschen daran 
glauben, dieser Zustand, da die Beziehungen 
der Staaten und Völker nicht mehr auf die 
Macdt, sondern auf das Recht aufgebaut 
werden, sei möglich, sei erreichbar, und daß 
alle wollen, mit glühender Inbrunst es wollen, 
daß dieser Rechtszustand unmittelbar aus 
dem Kriege hervorgehe. Die Gedanken der 
Abrüstung, des internationalen Schieds- 
gerichtes, des Völkerbundes und des Selbst- 
bestimmungsrechtes der Völker sind heute 
keine Einbildungen mehr ..... 5 


So schrieb am 8. September 1918 die Wiener 
„Arbeiter-Zeitung“, das große Hauptblatt der öster- 
reichischen Sozialdemokratie. 

Wenn dem so ist, oder wenn doch jene, die am 
meisten Einfluß auf die Massen des arbeitenden 
Volkes haben, sich bemühen, es dahin zu bringen, 
daß es so wird, dann dürfen sich alle, in denen 
langes, ernstes Nachdenken andere Überzeugungen 
gereift hat, nicht von der Verpflichtung lossprecen, 
immer wieder vor aller Augen die Bedingungen 
und Voraussetungen aufzuzeigen und zu beleuchten, 
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unter denen allein der Gedanke zwischenstaatlicher 
Rechtsordnung überhaupt Sinn hat: auc ich lege 
darum jett (1918) Gedankenfolgen öffentlich vor, 
die ih im Sommer des Vorjahres (1917) vor einer 
studentischen Zuhörerschaft entwickelt hatte. 


#* * * 


Nichts könnte sicherer zum Aufruhr führen, als 
wenn eine angesammelte Menge sich’s in den Kopf 
segte, es müßte ihr eine viereckige Kugel oder ein 
perpefuum mobile ausgeliefert werden: weh dem, : 
der ein solhes Wort in die Not der Masse 


würfe! 
* * 3 


»e... dieser Zustand, da die Beziehungen der 
Staaten und Völker niht mehr auf dieMadt, 
sondern auf das Recht aufgebaut werden...“ 
— wenn sich ein Anhänger von Karl MARX so aus- 
drückt, darf man sich billig darüber wundern: sind 
denn Macht und Recht schlechthin Gegensätge? Hat 
denn nicht eben MARX gezeigt, daß Rechtsverhält- 
nisse der Ausdruck von Mactverhältnissen sind? 
Daß gerade hinter der glatten Außenseite einer 
Rectsordnung, eines Rechtsstaates Bedrükung 
‚ und Ausbeutung einer Klasse durch die andere sich 
verbergen kann? Oder sollte, was für Klassen gilt, 
für Staaten und Völker nicht gelten? 

Sklaverei war Recht. Leibeigenshaft war 
Recht. Das Nebeneinander von äußerstem Reih- 
tum und äußerstem Elend ist Recht: der Richter 
steht daneben, sieht zu, wacht darüber, daß es so 
bleibe. Ist dieser Zustand deswegen etwas besonders 
wünschenswertes, heiliges? 
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So auch unter den Nationen: England gehört die 
halbe Welt, in die andere Hälfte mögen sich die 
übrigen Staaten teilen! Das ist das Verhältnis, 
das auf den alten Verträgen beruht — das Recht. 
Ist es deswegen etwas besonders gutes, hehres? 


* * 3 


Stellen wir die Gedanken des amerikanischen 
Präsidenten nicht unsinniger dar, als sie wirklich 
sind! Ihm liegt die Anbetung des Rechtes um seiner 
selbst willen ferne. In seiner Botschaft vom 
22. Jänner 1917 verlangt er als Voraussetung eines 
der Erhaltung und Verbürgung des Friedens dienen- 
den Bundes ausdrüklich „einen Frieden, der wert 
ist, verbürgt und erhalten zu werden“. 


* 3 * 


Auc der „Arbeiter-Zeitung“ ist es ja vielleicht 
nicht bloß darum zu tun, daß irgend ein „Recht“ 
die Beziehungen der Nationen bestimme. Diese 
sollen ja „nicht mehr auf die Madt, sondern 
auf das Recht“ aufgebaut werden: also wohl auf 
ein Recht, das nicht selbst wieder Äußerung von 
Macht ist? 

Gibt es aber ein solches Recht?? 

Ein „Recht an sich“? ein Naturrecht? 


3 3 * 


In der Geschichte spielt das Recht eine zwei- 
fache Rolle. 

Alle Neuerungen, alle Umwälzungen seten sich 
vor, verkannte, mißactete Rechte zur Geltung zu 
bringen: Herrscherrehte, Erbrehte des Fürsten 
sind gegen Ansprüche der Vasallen, der fremden 
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Thronanwärter durchzusegen, alte Vorrecte des 
Adels sind gegen mißbräudlihe Willkür wieder zu 
Ehren zu bringen, das Recht des Volkes auf Teil- 
nahme an der Gesetzgebung, auf Glaubens- und 
Meinungsfreiheit, auf nationale Einheit und Selbst- 
bestimmung ist zu erkämpfen. 


‘Und das erhaltende Prinzip, das sich solchen 
Neuerungen entgegensett? Es tritt vor allem auf 
als Besorgnis um die Unverletlichkeit unantast- 
barer, geheiligter Rechte: altüberlieferter Privi- 
legien, gottgegebener Herrscherbefugnis, ursprüng- 
lichster Menschen- und Bürgerrehte, des aner- 
kannten Besitstandes, der geltenden Verfassungen 
und Verträge. 


Zwei Beispiele aus unserer Zeit! Der Sturz 
des Zaren: das Recht des Volkes auf Freiheit gegen 
das geltende, monarcische Verfassungsrecht; der 
Krieg um Triest: das Recht auf staatliche Einigung 
aller Volksgenossen gegen vielhundertjährige Eigen- 
tumsrecte, überdies gegen das Recht des Hinter- 
landes auf eigenen Zugang zum Meer. 

Mactwille, der erst strebt, sich durchzusetzen, 
ebenso wie schon festbegründete, vielleicht schon 
wieder bedrohte Macht — beide treten auf als 
Recht: jener als Geltung heischendes, diese als 
geltendes Recht. 


3 * * 


Es ist ein Unterschied: etwas vermögen, und: 
ein Recht darauf haben; etwas wollen, und: ein 
Recht darauf geltend macen. 


* * * 
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Geltendes Reht ist anerkannte Macht, 
Geltung heishendes Reht als anerkannt ge- 
dachte Madt. 


* %* 3 


Anerkennung bedeutet in verschiedenen Abstu- 
fungen: Ausbleiben von Widerstand, ausdrückliche 
Beistimmung, zulegt Schutz und Hilfe. 


%* 3 3 


. Nicht jede beliebige Anerkennung macht aus 
bestehender oder erstrebter Maht Recht: dazu 
bedarf es der Anerkennung eines Unparteiischen, 
eines Richters. 

* #* 

Die Anerkennung des Richters im eigentlichen 
Sinne geht meist über bloße Beistimmung hinaus, 
stellt für den Fall der Not wirklichen Schuß, wirk- 
same Hilfe in Aussicht. 

Zeigt sich ein solcher Richter parteiisch oder er- 
scheinter doch so, sokann der Zurückgesettehäufigan 
einen höheren Richter, etwa den Herrscher, berufen. 

Befriedigt auch dieser seine Erwartung nicht, 
so beruft er wenigstens im Geiste an eine höchste 
Stelle, den in der Reinheit des Begriffes gedachten 
Unparteiischen, den wahren, idealen Richter. 

Freilih kann sich dessen ‘Anerkennung nicht 
mehr als wirksame Hilfe, nur mehr als Beistim- 
mung, als Ermunterung äußern. 

Und doc ist es gerade die innere Gewißheit 
solcher Beistimmung eines idealen Richters, die zu- 
legt das Bewußtsein des Rechtes von dem bloßer 
Madt, bloßen Macdtwillens trennt. 


* * % 
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Unparteiisch richten heißt zunächst nur: nicht 
die Person ansehen, vielmehr ihr Recht oder Unrecht 
geben bloß wegen der Sace, die sie vertritt, so 
daß in gleicher Sahe das Urteil auh für eine 
andere Person nicht anders ausfallen dürfte. 


Höchst merkwürdig, wie dabei doch der uns so 
vertraute Gedanke, nach einem allgemeinen 
Geset müsse sich das Urteil richten, höchstens als 
zarter Keim mitgesett ist! 


Im Mittelalter etwa beruht fast alles Recht 
auf besonderen Privilegien: man könnte nicht sagen, 
daß hier auch bei völlig unparteiischer Prüfung 
das Urteil gleich ausfallen müßte, wenn in gleicher 
Sache Maulbronn oder wenn Einsiedeln, wenn 
Nürnberg oder wenn Augsburg klagt. 


Nur darin, daß Echtheit und Gültigkeit der 
Privilegien hier und dort mit gleihem Maße ge- 
messen wird, kommt doch das Moment der Allge- 
meinheit, das sich von unparteiishem Geriht nun 
einmal nicht trennen läßt, zur Geltung: diese Ent- 
scheidungen wenigstens sind unabhängig davon, 
um wessen Rect sichs handelt! 


3 * * 


Haben wir uns denn übrigens, dem Wesen der 
Sache nad, von diesem Zustande so weit entfernt? 


Ungerechnet die überkommenen Fideikommisse 
sind doch unsere Gesetblätter erfüllt von Steuer- 
erleichterungen für jenes Notstandsgebiet, Steuer- 
befreiungen für dieses städtische oder Landes- 
Anlehen.....: in England stehen geradezu neben 
den öffentlichen Gesetzen die „Privat-Gesete“. 
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Und wo ist die Grenze zwischen Vorrecht und 
Recht, zwischen Begünstigung und billiger Rücksicht? 

Eine Landschaft, ein Stand wird von einer all- 
gemeinen Last ganz oder teilweise ausgenommen, 
öffentliche Mittel werden zu seiner Förderung auf- 
gewandt (Steuerbefreiung, Steuererleichterung, öf- 
" fentlihe Lehranstalt, Kleinbahnbau). Geschieht es, 
weil hier ein wahres Bedürfnis vorliegt, dem 
auch sonst überall auf gleiche Art Rechnung ge- 
tragen würde, oder weil die Vertreter der Land- 
schaft, des Standes einflußreiche Fürsprecer gefunden 
haben, weil die. Staatsleitung ihre Unterstügung 
nicht entbehren kann? 


3 #* * 


In der Sache bleibt sich’s gleich, ob die erstrebte 
Begünstigung dem Begünstigten namentlich 
zuteil wird oder ob ihn das Geset durh allge- 
meine Merkmale eindeutig bezeichnet, — ob es 
von bestimmten Aktiengesellschaften, bestimmten 
Krankenkassen spricht oder von Aktiengesellschaften 
eines bestimmten Mindestkapitales, Krankenkassen 
einer bestimmten Mitglieder-Mindestzahl, wenn 
eben diese Merkmale nur auf bestimmte Einzel- 
verbände zutreffen. 

Es ist ein wesentlicher Teil gesetgeberischer 
Technik, Begünstigungen und Belastungen einzelner 
Personen, vor allem aber ganzer Gemeinschaften, 
Stände, Klassen in die Form allgemeiner Rects- 


säte zu kleiden. 
= 3 


Hier ist der Mittelpunkt dieser Betrachtung: 
wenn schon in einem und demselben Staate die 
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Form des Rectes nicht für eine besondere und 
eigene, dem Machtverhältnis entrükte Ordnung 
Gewähr bietet, um wie viel weniger in der Gesamt- 
heit der Staaten, die so viel weniger zahlreich, 
daher auh durch scheinbar allgemeine Merkmale 
um so viel leichter zu kennzeichnen sind! 


„Wenn auf einem Kontinent nur ein Staat 
von mehr als 50 Millionen Einwohnern besteht...“ 
— d. h. in Nordamerika. 


„Wenn in den Ländern weißer Rasse mehr als 
30 Millionen Menschen eine Insel oder Inselgruppe 
bewohnen...... “ — d.h. in England! | 

Hei, wird es eine Lust sein, auf solhe Art 
„die Beziehungen der Staaten und Völker“, statt 
„nicht mehr auf die Macht, sondern auf das Recht“, 
vielmehr durh das Redht auf die Madt zu 


bauen! 
* * #* 


Immer bleibt es eines der wunderbarsten Dinge, 
daß der Mensch sich gedrungen fühlt, seinen Mact- 
willen als Rechtsanspruh zu verkleiden, daß er 
sich schämt, geradezu das zu begehren, was er 
will. Daß er sich dazu offen erst dann bekennt, 
wenn er sich anstellen kann, als begehrte er nichts, 
als was auch jedem andern in gleicher Lage zuge- 
standen werden müßte. Welcher Abstand vom Tier, 
vom Kind! Welcher Triumph des allgemeinen 
Denkens, der Vernunft, diese Scheu, den eigenen 
Willen zu entblößen, ohne daß er sich mit einer 
allgemeinen Regel zu bedecken, sein Ziel als bloße 
Ableitung aus dieser hinzustellen vermöcte! Neben 
dem begrifflihen Denken, dem Erhorchen von Zahl 
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und Gesetz in der Natur, bezeichnet nichts so deut- 
lih den Menschen als nicht nur natürliches, als 
wahrhaft vernünftiges Wesen wie dies, daß er die 
Idee des Rechtes in sich erzeugt hat und ihr selbst 
mitten im Drange des Lebenskampfes den achtungs- 
vollen Aufblick nicht verweigert. 


* a #* “ 


Welc eitle, alles wirkliche weit überfliegende 
Hoffnung, daß er ihr nicht bloß den Zoll der Achtung 
und Anerkennung entrichten, daß er von ihr auch 
den Inhalt seines Wollens empfangen, die Ziele 
seines Kämpfens leihen sollte! 

Und wenn er das selbst wollte, vermöchte er’s? 


# * 3 


Daß aus der Rehtsidee das Rechtssystem, 
aus der bloßen Form der Gesetlichkeit der Inhalt 
der Gesete gefolgert werden könne, diese oberste 
Vorausse&ung jedes „Naturrechtes“, diesen für alle 
Zeiten denkwürdigen Irrtum KANTS widerlegen 
laut alle Erfahrungen der Gescichte. 

Verschiedenstes hat zu. verschiedenen Zeiten 
als Recht gegolten, ist als Recht empfunden worden, 
hat sich als Recht bewährt — gerade auch in den 
Beziehungen der Nationen. 

ARISTOTELES — keinem geringen Denker! — war 
es nicht zweifelhaft, daß den Hellenen das Herrschen, 
den Barbaren das Dienen zukomme und daß eben 
darin, daß beiden das ihnen Zukommende audh 
zuteil wird, das Recht sich verwirkliche. 

Verstoßen solche Begünstigungen und Benadh- 
teiligungen namentlich ausgewählter Einzelvölker 
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nicht doch gegen die Idee, gegen den ursprüng- 
lichsten Begriff von Gesetz und Recdt? 


ARISTOTELES dachte gar nicht daran, die einen 
zu begünstigen, die andern zubenadteiligen: 
als den Gebildeteren, den Höherstehenden, den zum 
Herrschen Geeigneteren (auf klimatische Bedin- 
gungen führte er diese höhere Eignung zurück!) 
teilte er den Hellenen die Herrsherrolle zu; nicht 
das mindeste hätte es ihm verschlagen, dasselbe 
mit den Worten eines allgemeinen Gesetes auszu- 
sprechen: „Das gebildetere, höher stehende, zum 
Herrschen geeignetere Volk soll über das weniger 
gebildete, tieferstehende, zum Dienen gescictere 
herrschen“. 

Klingt diese Maxime schlechter als die von den 
gleichen Rechten, der Selbstbestimmung aller Völker, 
liegt sie der Rechtsidee irgendwie ferner als diese? 


* * * 


Darf das vom „wahren Glauben“ durchdrungene 
Volk die anderen Völker von ihrem „Unglauben“ 
befreien, das „freie“ Volk dem „geknecdteten“ die 
Freiheit bringen oder ist der Glaube, die Verfassung 
eines jeden unbedingt zu achten? Ohne daß sich 
doch der Begriff des Rechtes ändern könnte, hat 
doch BERNHARD von Clairvaux anders geantwortet 
als John LOCKE, die französische Revolution anders 
als das 19. Jahrhundert, ja sogar Präsident WILSON 
1918, da er den „Kreuzzug“ zur Aufrichtung der 
Volksherrshaft in Deutschland ausruft, anders als 
1917, als er sich zu der Lehre bekannte, „daß kein 
Volk darnad streben sollte, seine Regierungsform 
auf irgend ein anderes Volk... zu erstrecken, und 
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daß es vielmehr jedem Volke... freistehen sollte, 
seine Regierungsform... unbehindert... selbst 
zu bestimmen“. 

Niht nur der Bekehrungseifer wohlwollender 
Freunde, auch das Ruhebedürfnis ängstlicher Nah- 
barn bedroht die „Selbstbestimmung“ einer Nation: 
diese erachten es als ihr Recht, ja als ihre Pflicht, 
ausgebrocene „Unruhen“ nicht um sich. greifen zu 
' lassen, die gestörte „Ordnung“ wieder herzustellen. 
Die Berufung auf dieses „Interventionsrecht“, einst 
Frankreich, jett, wie es scheint, wieder Rußland 
gegenüber sehr beliebt, hat doch in den Zeiten 
Metternichs das Rechtsgefühl des ganzen aufge- 
klärten Europa gegen sich aufgerufen. Aber folgt 
der Grundsag der Nichteinmischung irgendwie 
schlüssiger als der der Einmischung aus dem Be- 
griffe der zwischenstaatlichen Rechtsordnung? Sicher- 
lich ist rechtlih geordnetes Zusammenleben mit 
beiden Lehren verträglich, mit der einen: „In den 
eigenen Grenzen, im Kreise der eigenen Bürger 
darf jede Nation ungehindert treiben, was ihr be- 
liebt“, wie mit der andern: „Keine Nation darf in 
ihrem Innern Bewegungen dulden, die geeignet 
sind, den Frieden ihrer Nachbarn zu bedrohen“. 


* %* * 


Was der Rechtsordnung hier und dort einen an- 
deren Inhalt gibt, ist zulegtnicht ein anderes Verhältnis 
zur Idee des Rechtes, vielmehr ein anderes Verhältnis 
der geschichtlich wirksamen Kräfte, zu denen freilich 
so gut wie äußere Machtmittel auch geistige Anlagen 
und Bestrebungen, Ideen und Ideale zählen. 


* %* %* 


Das jeweilige Verhältnis der geshictlih wirk- 
samen Kräfte wird unter der Form des Rechtes 
angeschaut: Recht ist nicht selbst eine geschichtlich 


wirksame Kraft. 
#* Es 


Rede man uns also nicht von einer Herrschaft 
des Rechtes statt der Macht! 

Von äußeren Mactmitteln allein ist die Welt 
nie beherrsht worden und wird es auc jett nicht: 
sie sind ja für sich allein so wenig wahre Madt- 
mittel wie eine Armee ohne kriegerischen Geist! 

Die Gesamtheit der wirksamen Kräfte aber hat 
zu allen Zeiten ihren rechtlichen Ausdruck gefunden, 
und auch das Recht der Zukunft wird notwendig 
Ausdruck solcher wirksamen Kräfte sein. 

Darauf vielmehr kommt alles an, welche 
Kräfte in Zukunft wirken, welches Verhältnis 
sie zu einander haben, in welchen Rectsideen sie 
sih abdrüken werden: niht daß Redt, — 
welches Recdt für die Beziehungen der Völker 
und Staaten Maß geben wird, ist das wichtige. 


* = * 


Auch Präsident WILSON und die „Arbeiter- 
Zeitung“, ich sagte es schon, meinen es wohl im 
Grunde nicht anders: eine bestimmte zwischen- 
staatliche Rechtsordnung schwebt ihnen vor; man 
darf sie wohl bezeichnen durch den allgemeinen 
Grundsat: „Das gegenseitige Verhältnis 
der Nationen sei möglidhst ähnlih dem 
der einzelnen Bürger im Redtsstaatel!“ 
Die Völker sollen sich zu einem Völkerstaat oder 
Völkerbund zusammenscließen; es soll unter ihnen 
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. ungeachtet ihrer verschiedenen Macht Rechtsgleich- 
heit bestehen; jede von ihnen soll ihr Schicksal 
nach eigenem Willen selbst bestimmen; die großen 
Verkehrswege der Menscheit sollen allgemein zu- 
gänglih und befriedet sein; kein Staat soll mit 


anderen einen bewaffneten Sonderbund schließen; 


auch jeder einzelne Staat soll allmählich entwaffnet, 
die bewaffnete Wahrung des Friedens soll einer 
zur Verfügung des Völkerbundes gestellten Truppe, 
einer Weltpolizei, vorbehalten bleiben. 


3 %* #* 


Auf diesem und nur auf diesem Gedanken- 
kreise kann sich jenes Programm erheben, das 
Präsident WILSON zuerst in seiner Botschaft an den 
Senat der Vereinigten Staaten vom 22. Jänner 1917 
öffentlich ausgerufen hat. Es besagt, etwas gekürzt 
und übersichtlicher geordnet, doch zumeist mit des 
Präsidenten eigenen Worten: 

I. Jeder vernünftige und denkende Mann muß 
es als ausgemacht ansehen, daß nach dem 
Friedensschlusse die Wiederkehr irgend einer 
Katastrophe, wie es die gegenwärtige ist, 
durch eine feste Vereinbarung der Nationen un- 
möglich gemacht werden muß. 

II. Grundsäglih sind die Vereinigten Staaten 
bereit, feierlih und in aller Form einem 
Friedensbunde beizutreten. 

IIl. Voraussetung dafür ist jedoch, daß der so 
zu verbürgende Friede wert sei, verbürgt zu 
werden und daß er nicht bloß den Einzel- 
interessen und Augenblickszwecken der betei- 
ligten Staaten diene. 


zu 19 


VL. 


20 


. Ein solcher der Verbürgung würdiger Friede 


darf nicht bloß zu einem Gleichgewichte der 
Macht führen, muß vielmehr beruhen auf der 
Gleichberehtigung der Nationen: ein Unter- 


“schied zwischen großen und kleinen, mäcdtigen 


und schwachen Völkern darf dabei weder aus- 
drücklich anerkannt noch stillschweigend vor- 
ausgesett werden. 


. Ein solcher Friede sett ferner die allgemeine 


Anerkennung des Grundsates voraus, daß die 
Regierungen all ihre rechtmäßige Macht von 
der Zustimmung der Regierten ableiten und 
daß es nirgends ein Recht gibt, -Völker von 
Madthaber zu Machthaber abzutreten, als 
wenn sie deren Eigentum wären. 


. Es soll daher z.B. ein geeinigtes und unab- 


hängiges Polen geben und es sollen alle 
Völker, die bisher unter der Gewalt von Regie- 
rungen gelebt haben, welche einem dem ihrigen 
entgegengesetten Glauben oder Zwecke ge- 
widmet sind, ausreichende Gewähr für die 
Sicherheit ihres Lebens, ihrer Religionsübung 
sowie ihrer individuellen und sozialen Ent- 
wicklung erhalten. 
Aud soll allen großen Völkern ein direkter 
Zugang zum Meere eröffnet werden, womöglich 
durch Gebietsabtretungen, sonst aber durdh 
Neutralisierung der Zugangswege 
(„allen großen Völkern“ — aber ohne 
jeden Unterschied zwischen großen und 
kleinen Völkern! „womöglich durch Gebiets- 
abtretungen‘“ — aber ohne Abtretung der 
Völker von Macthaber zu Machthaber! 


Vo 


IX. 


xl. 


XI. 


„Meinen Namen“, heißt es in einer alten 

Wiener Scherz-Erzählung, „werdet ihr nie 

erfahren: denn ich bin der Kaiser Joseph“). 
Unerläßlich zu einem der Verbürgung würdigen 
Frieden ist schließlich auch die rechtlihe und 
tatsächliche Freiheit der Meere, d. i. die all- 
gemeine Benütbarkeit und Sicherheit der 
Seeverkehrswege. 


Die Verbürgung eines derartigen Dauer- 


-friedens nun kann nur geschehen durch eine 


Kraft, die so groß ist, daß ihr keine einzelne 
Nation und keine wahrsceinliche Vereinigung 
von Nationen die Stirne bieten kann, d.h. 
durch die organisierte Macht der Menschheit. 


. Innerhalb des Menscheitsbundes soll jedes 


Volk im Einklang mit dem Willen (‚unter 
Zustimmung‘) der Regierten regiert werden, 
kein anderes Volk soll ihm die Form seiner 
Regierung oder die Richtung seiner Entwick- 
lung aufzwingen. 

Unter den Mitgliedern des Friedensbundes 
soll es keine Sonderbündnisse geben, die nur 
geeignet wären, der Autorität und Wirksam- 
keit des allgemeinen Bundes Abtrag zu tun. 


Endlih soll sowohl die See- wie die Land- 
macht der einzelnen Staaten soweit herab- 
gesett werden, daß sie aufhören, eine Bedro- 
hung des allgemeinen Friedens darzustellen: 
in diesem eingeschränkten Umfang werden ' 
sie vielmehr nur ein Werkzeug der Ordnung 
und nicht mehr des Angriffswillens und eigen- 
süchtiger Gewalttätigkeit sein. 


21 


„Hiemit“, so schließt Präsident Wilson seine 
Botschaft, „bin ich überzeugt, das gesagt zu haben, 
was das Volk der Vereinigten Staaten von mir 
erwartet. Es sind amerikanishe Grundsäge und 
Richtlinien, aber auch die Grundsäte und Richtlinien 
vorausschauender Männer und Frauen allerorten, 
in jedem neuzeitlichen Volk, in jedem aufgeklärten 
Gemeinwesen. Es sind die Grundsäge der Mensh- 
heit, und sie müssen zur Geltung gelangen.“ 


* #* * 


Besser oder schlechter gelungen im einzelnen 
— im ganzen lassen diese Säte die Umrisse einer 
ganzbestimmten Rechtsordnung durchsceinen: 
DIE BÜRGERLICHE GESELLSCHAFT, DER RECHTS- 
STAAT, ALS VORBILD DER GEMEINSCHAFT DER 
NATIONEN! 


#* * * 


Und braucht man sich denn für diesen Gedanken 
auf Präsident WILSON und die „Arbeiter-Zeitung“ 
zu berufen? Klingt er uns denn nicht schon fast 
überall ins Ohr, wo nur eine literarishe Schreib- 
maschine klappert, eine Rotationsmaschine Menschen- 
massen mitLawinen bedrucktenPapiersüberschüttet? 

Auch für die Einzelnen, sagt man, hat nicht 
immer das bürgerliche, staatliche Recht gegolten: 
im „Naturzustande‘ bestand unter ihnen ein „Krieg 
aller gegen alle“ (HOBBES, 1642),. Verletungen 
wurden durch Blutrache gesühnt, Streitigkeiten 
durh Fehden ausgetragen; ein letter Überrest 
dieser Zustände hat sich im „Zweikampf“ bis auf 
unsere Zeiten erhalten. Um die ewigen Unord- 
nungen, die beständige Unsicherheit zu beseitigen, 
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aus dem kriegerischen Naturzustand in einen be- 
friedeten Rechtszustand überzugehen, sind die 
Einzelnen zur bürgerlichen Gesellschaft zusammen- 
getreten, haben die staatliche Rechtsordnung auf- 
gerichtet und anerkannt: die Fehde wurde durch 
den Rechtsstreit, die Blutrahe durch die Strafe 
ersett. — Wie vor dieser Wandlung die Einzelnen 
so verhalten sich zueinander noch jet die Nationen: 
Meinungsversciedenheiten, Interessengegensäte 
vermag unter ihnen nur das Faustrect zu schlichten: 
daher die fortwährenden Rüstungen, die zahllosen 
Kriege. Soll dies endlich anders werden, so müssen 
die Staaten dem Vorgange der Einzelnen folgen: 
sie müssen eine allgemeine Staatengesellschaft 
bilden, in dieser eine überstaatliche Rechtsordnung 
gründen und sich ihr unterwerfen; dann wird der 
Krieg, die Staatenfehde, ebenso verschwinden, wie 
der Zweikampf, die Einzelfehde, schon so gut wie 


verschwunden ist. 
Es * 


Nicht zu beliebiger, ruhiger Prüfung wird die 
‚ Aufrichtung einer überstaatlihen Rechtsordnung, 
die Gründung eines Völkerbundes empfohlen: sie 
wird hingestellt als das einzige Mittel, die Wieder- 
kehr dessen zu verhüten, was die Menscheit in 
diesen Jahren, mehr noch als in früheren, bewegt, 
entsetzt schaut und erduldet: unendliches Weh der 
Einzelnen; Massentod; Völkerelend! 


* 3 3 


Aber ist nicht, je erhabener das Ziel, desto 
kühler, leidenschaftsloser jedes vorgeschlagene Mittel 
zu prüfen? Was nütt ein Weg, der von jenen 
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Schreknissen hinwegführt, wenn er in Wahrheit 
nicht gangbar ist? 


%* % 


Wahnsinn wär’ es, aus der Erfahrung unserer 
Zeit nichts zu lernen; niht minder Wahnsinn, 
nur aus ihr zu lernen, alle frühere Menscheits- 
geschichte fortzuwerfen wie alten Plunder! 


% * * 


Aus je weniger Mitgliedern eine Gesellschaft 
besteht, desto schwerer ist’s, unter ihnen einen Un- 
beteiligten, Unparteiischen, einen Richter zu finden. 


Die Gesellschaft der Staaten wird sehr wenig 
Mitglieder zählen — um so weniger, je größer die 
Staaten werden. 

Wie wird es bei ihnen mit der Unparteilichkeit 
des Gerichtes stehen? 


* = * 


In einer zahlreichen Gesellschaft eine jedem 
Mitglied überlegene Zwangsgewalt zu schaffen ist 
nicht schwer: der Einzelne leistet nur einen kleinen 
Beitrag, höchstens einmal einen kurz befristeten 
persönlichen Dienst. 

In der Gesellschaft der Nationen werden alle 
ihre ganze Kraft, ungemessene Zeit daran wenden 
müssen, einen widerspenstigen Starken zu über- 
wältigen. 

Solcher Gemeinsinn ist selten: wird man ihn 
von jedem erwarten? Wird die Aussicht auf eine, 
solche Opfer heischende Zwangsvollstrekung sehr 
schreckhaft sein? 


%* %* * 
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Der einzelne Mensch ist kurzlebig; er ver- 
mehrt sich; an die Stelle des einen treten andere, 
anders Befähigte; Besitz; sammelt sich und zerrinnt: 
obwohl das bürgerlihe wie das Straf-Reht vor 
allem Bestehendes shütt, erhält, ändern sich 
doch beständig die wirtschaftlichen Zustände, ihrer 
Änderung paßt sich die Rechtsordnung selbst 
wieder an: die Dinge fließen weiter. 

Die Staaten sind langlebig; zeugen nicht: bleiben 
dieselben. Wendet auf sie eine überstaatliche 
Rechtsordnung, ebenso erhaltend wie die bürger- 
liche, an, und ihr verewigt den rechtlichen Nieder- 
schlag einer einmaligen, vorübergehenden ge- 
schichtlihen Lage, schafft eine starre Form, die 
der Druck der sich stetig wandelnden geschichtlichen 
Kräfte immer mehr gefährden, zulezt gewaltsam 


zerreißen muß. 
% %* * 


Ist es überhaupt wahr, daß die Einzelnen 
zur bürgerlichen Gesellschaft zusammengetreten 
sind? Lebten die Menschen niht schon vor der 
Gründung von Staaten in Geschlechtern und Stämmen, 
die aber dann der Staat, um sich sicherer zu be- 
haupten, in ihre Urbestandteile, die einzelnen 
Bürger, zerbrach? 

Werden sich gegen eine überstaatliche Recdts- 
ordnung die Staaten mit mehr Glück erhalten? 
Würde nicht zwischen Nation und Menschheit ein 
Kampf entbrennen, müßte nicht der Völkerbund 
dahin wirken, die einzelnen mächtigen Völker in 
kleinere, ohnmäctige Völkerbruchstüce zu zerlegen? 


* * * 
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War es wirklih der Überdruß der Unsicherheit, 
der Unordnung, der Geschlehter und Stämme zu 
Staaten zusammenfügte? War es nicht gemeinsame 
Kampfesnot, der Zwang, sich vereinigt zu wehren? 

Werden nicht auch die Nationen eine wirk- 
same übernationale Regierung erst anerkennen, 
wenn es gilt, sich gegen gemeinsame äußere Gefahr 
zusammenzuscließen? Wird sich überstaatliche 
Rechtsordnung wirklih zuerst in der ganzen 
Menschheit verwirklichen, der doch keine gemein- 
same äußere Gefahr mehr droht, nicht vielmehr 
zuerst in einem Teil der Menschheit? 

Wird nicht vielleicht statt eines allgemeinen 
Menscheits- und Friedensbundes hier und dort 
ein Länderbund, ein Rassenbund, ein Kriegsbund 
entstehenee, ze 2 ar 
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I. INTERNATIONALE MORALITÄT. 


Reht und Moralität sind Zwillingsbegriffe: 
nur dadurh, daß die Erfüllung der Rechtspflicht 
mit äußeren Mitteln erzwungen werden kann, ist 
diese eigentlich von der moralischen Verpflichtung 
unterschieden. 

Soll für die Gesellschaft der Nationen dieselbe 
Rechtsordnung gelten wie für die bürgerliche, so 
wird umsomehr auch die gleiche Moralität für 
beide verbindlich sein. 

So wird es Staaten wie Einzelnen unritterlich 
scheinen, als Starker einen Schwachen, zu vielen 
einige wenige zu bekämpfen; vor allem wird hier 
wie dort das gegebene Wort heilig, seine Ver- 
legung verpönt sein. 


%* bi #* 


Hört man auf die Ausbrüche der Entrüstung, 
die aus jeder Nation laut werden, sobald sich die 
andern gegen die Lehren der Moral vergehen; 
Verlegung der belgischen Neutralität! Bruch des 
Dreibundes! Vergewaltigung Griechenlands! Aus- 
hungerung deutscher Frauen und Kinder! Piraterie 
der U-Boote! — so möchte man glauben: kein 
Zweifel, daß diese Lehren für Völker nicht 
minder als für Personen gelten! 

Und wenn dann die, die sich so nfristen 
selbst sittliche Vorschriften übertreten — wär’ es 
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so erstaunlich, wenn diese Vorschriften die Völker 
auch nicht mehr als die Personen binden? 


Aus diesen Erfahrungen auf das Herauf- 
kommen eines Zeitalters der „Staatenwürde“ zu 
schließen, dazu bedurfte es freilih eines phantas- 
tischen Optimismus! 


%* * #* 


Für die unbedingte Verbindlichkeit sittlicher 
Verpflihtungen im zwischenstaatlichen Leben hat 
sich auch Immanuel KANT erklärt,*) jedoch in be- 
fremdenden Worten, die nicht allen als ein Zeugnis 
für KANTS Meinung erscheinen werden: der Spruch 
fiat jusfifia, pereaf mundus, sagt er, sei „ein 
wacerer Rectsgrundsaß ...“; er solle „nichts 
anderes sagen als: die politishen Maximen müssen 
nicht aus der aus ihrer Befolgung zu erwartenden 
Wohlfahrt und Glückseligkeit eines jeden Staates..., 
sondern von dem reinen Begriff der Rechtspfliht.... 
ausgehen, die physischen Folgen daraus mögen auch 
sein welche sie wollen“. 

Also wirklih: Das Vaterland möge zugrunde 
gehen, wenn es nur nicht unrecht tut! 

Du,derdudies liest, stelle dir vor, du wärst 
ein leitender Staats- oder Volksmann, auf dir ruhte 
die Verantwortung: könntest du, würdest du nach 
diesem Grundsate handeln ? 


* * * 


Es kann nicht zum Inhalt einer moralphilo- 
sophishen Frage gehören, auszumachen, ob der 
Fall, auf den die Frage zielt, in diesem oder jenem 


*) Ges. Schriften VII, S. 377 £. 
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geschichtlichen Augenblick wirklich statt hatte. Für 
die Entscheidung ist das auch gleichgültig: in ihrer 
begrifflichen Reinheit ist die Frage aufzufassen, zu 
untersucten, zu beantworten! 


# * % 


Ich see, mein Land sei durch einen gültigen 
Staatsvertrag verpflichtet, im Kriegsfalle einem 
Nachbarlande gegen einen bestimmten dritten Staat 
bewaffnete Hilfe zu leisten. 


In einem bestimmten Augenblik nun brece 
der vorgesehene Krieg aus: das verbündete Nadh- 
barland aber sei durch innere Unruhen geschwächt, 
seine Regierung habe es überdies versäumt, den 
Krieg gebührend vorzubereiten; jener dritte Staat 
dagegen sei wohl gerüstet, er könne außerdem auf 
dietatkräftigeHilfemächtigerBundesgenossen zählen. 


Nach meinem reiflihen, unbestochenen Urteil 
bedeute unter solchen Umständen für mein Land 
die Teilnahme am Kriege die unvermeidliche Nieder- 
lage, die Schmälerung seines Gebietes, den Verlust 
wichtiger überseeischer Besitzungen, auf lange 
hinaus die dauernde Abhängigkeit von dem sieg- 
reichen Gegner. 

Besteht nun für mein Land die moralische Ver- 
pflichtung, die vertraglich zugesagte Waffenhilfe zu 
leisten und ist diese von den verantwortlichen 
Vorstehern dieses Landes (Fürsten, Staatsmännern, 
Volksvertretern) ins Werk zu seen? 


3 %* %* 


Ich vergesse alles, was ich über diese Dinge 
gelesen habe, ich see mich im Geiste an die Stelle 
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eines solchen verantwortlihen Vorstehers und 
schöpfe die Antwort auf die Frage, was nun zu 
tun ist, aus meinem einfachen sittlichen Gefühl: 
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Ein Vertrag, der das Land vor die Wahl 
stellt, unterzugehen oder sein Wort zu brechen, 
hätte nicht abgeschlossen werden sollen. 

Wäre es möglich, müßte er noc je&t in Ehren 
gelöst werden. 

Fühle ich mich für den Vertrag mitverant- 
wortlich, weil ich ihn abgesclossen, erneuert, 
verteidigt, ausdrücklich als bindend anerkannt 
habe, so entsteht für mich aus meiner jetigen 
Überzeugung eine tragische Verwiklung, aus der 
mich auf anständige Art wohl nur mein 
Rücktritt von öffentliher Wirksamkeit, in 
äußersten, besonders zugespitten Fällen viel- 
leiht sogar nur der freiwillige Abschied vom 
Leben, lösen kann. 

Niemals aber darf ih aus irgend welcher 
moralischen Rücksicht Dasein und Zukunft der 
Nation gefährden. 


* * * 


„Das Resultat dieser Erörterungen läßt sich 
dahin zusammenfassen, daß Verträge nicht ver- 
bindlich sind, durch die ein Staat sich einem 
andern gegenüber verpflichtet, aus einem Grunde, 
der zunächst diesen andern Staat betriftt, .... 
einen Krieg zu führen oder daß doch solchen 
Verträgen gegenüber zum allermindesten die 
clausula rebus sic sfantibus angerufen, 
werden kann ..... . Die Forderung, daß 
Bündnisse pro fufuro nicht verpflichtend 


seien, wird nicht nur geheimen Büdnissen, son- 
dern auch gegenüber öffentlichen erhoben werden 
müssen tu. Pr 
HEINRICH LAMMASCH, Internation. Rundschau, 25. März 1918. 


* * 3 


„Hat die höchste Gewalt das Versprecen 
gegeben, etwas zu tun, wovon Zeit oder Ver- 
nunft gelehrt haben, daß es dem allgemeinen 
Wohl der Untertanen entgegen wäre, so ist sie 
gewiß verbunden, die Zusage aufzuheben.“ 

SPINOZA, Politischer Traktat, Kap. IN, Paragr. 17. 


#* Ei * 


„Ein weiser Fürst kann und darf sein Wort 
nicht halten, wenn solches Worthalten sich gegen 
ihn kehren würde und wenn die Voraussegungen 
weggefallen sind, dieihn veranlaßten, es zugeben.“ 

MACCHIAVELLI, Der Fürst, Kap. 19. 


* * * 


Aud ein Privatmann mag vielleicht entschuldbar 
scheinen, wenn er eine Zusage in den Wind schlägt, 
deren Einhaltung ihn mit den ernstlichsten Gefahren 
bedroht. 

Der Staatsmann in gleiher Lage ersceint 
indes keineswegs bloß entshuldbar — er wäre 
unentschuldbar, wenn er anders handeln, der Ver- 
tragstreue die Wohlfahrt, die Unabhängigkeit, das 
Leben seines Volkes aufopfern wollte. 


3 Es %* 


Während des Burenkrieges lag es für Deutsch- 
land nahe, Englands Verlegenheit auszunüten, seine 
Stellung in Afrika mächtig zu verbreitern. 
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Zur Zeit des russisch-japanishen Krieges trat 
an Österreih-Ungarn nicht minder dringend die 
Aufforderung heran, aus der zeitweiligen Bindung 
der russischen Kräfte Vorteil zu ziehen und die 
Verhältnisse auf der Balkanhalbinsel nah seinen 
Wünschen zu ordnen. 


Vielleiht wären dann die Deutschland von Eng- 
land, Österreih-Ungarn von Rußland trennenden 
Streitfragen nicht erst zu der Zeit reif geworden, 
wo der Versud, sie zu lösen, das Weltgleichgewicht 
umstürzen, Europa in einen Trümmerhaufen ver- 
wandeln mußte. 


Beide Gelegenheiten wurden nicht ergriffen: 
viele meinten, darum, weil es nicht ritterlich wäre, 
sich der anderweitigen Bedrängnis des Gegners zu 
bedienen. 


Ob diese unterbliebenen Unternehmungen ge- 
lingen konnten, ob sie dem kommenden Unheil 
vorgebeugt hätten, ob zu ihrem Unterbleiben in 
der Tat auch Triebfedern sittliher Art mitgewirkt 
haben — all das weiß ich nicht; für einen 
philosophischen Betrachter ist es auch nicht von 
Bedeutung. 

Er stellt sih nur eine Frage: gesett, es sei 
damals ein deutscher oder österreichisch-ungarischer 
Staatsleiter davon durchdrungen gewesen, daß jene 
Unternehmungen gelingen und zu der bezeichneten 
Wirkung führen würden, und hätte sie dennoch 
aus moralischen Beweggründen unterlassen — 
wie wäre über ihn zu urteilen? 


Ein Verbreher an seinem Land! — keine 
andere Antwort gibt es. 
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Und doc schiene uns der Privatmann, der sich 
lieber der dringendsten Gefahr als dem Verdacht 
unritterlihen, schimpflihen Verhaltens aussett, 
ungemischter Bewunderung wert! 


* * 3 


„Wo geradezu das Wohl des Vaterlandes 
in Frage steht, da darf keine andere Erwägung 
ins Gewicht fallen, nicht Recht und nicht Unrecht, 
nicht Mitleid und nicht Härte, nicht Ruhm und nicht 
Schande, sondern unter Hintansetung von alledem 
ist jene Maßregel ins Werk zu seen, die sein Le- 
benrettetund seineUnabhängigkeit aufrecht hält.“ 

MACCHIAVELLI, „Discorsi“ Buch II, Kap. 41. 


* #* * 


Zu den Bewohnern der Insel Melos sprachen 
einst die Athenishen Gesandten: „... Und 
haltet euch nur ja nicht an den Begriff der 
Schande, der, wo sihs um böse, aber nicht 
unvorhergesehene Gefahren handelt, nur das 
allermeiste Unheil bringt. Denn vielen ergeht 
es so, daß sie wohl vorhersehen, was ihnen 
bevorsteht, sih aber desungeadhtet von der 
Angst vor der sogenannten Schande, von dem’ 
verführerischen Klange dieses Wortes, hinreißen 
lassen, um dann, eigentlich nur durch eine Phrase 
besiegt, doch in bitterer Wahrheit unheilbarer 
Zerrüttung anheimzufallen, so daß an ihnen 
endlih schändlicher als die Schande des Miß- 
geschiks die Schande der eigenen Dummheit 
haften bleibt.“ 

THUKYDIDES, Bud V, Kap. 111. 


* * * 
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Eines trennt. zuleszt die Moral der Völker 
von der der Bürger: der Bürger sind — neben- 
und nacheinander — unzählige, jeder einzelne 
kann als vertretbar ‘durch andere, als ersetlic 
betrachtet werden; der Völker sind — neben- und 
nacheinander — wenige, ein jedes ist als unver- 
tretbar durch andere, als unersetlih anzusehen. 


Die Moralität der Bürger ruht auf dem unbe- 
dingten Vorrang der öffentlihen vor der privaten 
Wohlfahrt: daß in der Gesellschaft ritterliche 
Gesinnung, daß Vertragstreue herrsche, ist unver- 
gleihlih wichtiger als daß irgend ein Einzelner 
gedeihe, sich erhalte: mag das Individuum, dieser 
verschwindende Bruchteil der Nation, verkümmern, 
sogar zugrunde gehen, wenn nur in der Nation als 
Ganzem die anständige Gesinnung nicht zerstört wird! 

Ließe sich in einer Gesellschaft weniger, lang- 
lebiger Individuen — läßt sich in der Gesellschaft 
der Nationen dasselbe noch mit gleicher Zuver- 
sicht behaupten? 


3 * * 


Ih will einmal in grober Annäherung die 
durchschnittlihe Lebensdauer einer Nation auf 
1000 Jahre schägen. Dann bringt sie nacheinander 
etwas über 30 Geschlechter oder Zeitgenossen- 
schaften hervor. Macht, die Zeitgenossenshaft in 
ebensolcher Annäherung mit 10, für große Nationen 
mit 50 Millionen Köpfen veranschlagt, im ganzen 
etwa 300 bis 1500 Millionen. Solcher Nationen 
kann es dann zugleich höchstens 150, großer Na- 
tionen höchstens 30 geben. Ein Individuum ist 
somit etwa ein Milliardstel der Nation, die Nation 
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etwa ein Hundertstel, wo nicht ein Dreißigstel der 
Menscheit. Ist das Dasein oder Nichtdasein des 
Teiles, gegen die größere oder geringere Strenge 
der allen gemeinsamen Grundsäte gehalten, wirklich 
hier wie dort gleich bedeutungslos? 


» * 3% 


Ein Individuum, das als unvertretbar, als uner- 
setlich gedacht wird, heißt genial. 


‚Ein recht gerichtetes, freilih auch wiederum 
höchst fragwürdiges Gefühl hat seit jeher gezögert, 
die unbedingte Verbindlichkeit des Sittengesetes 
auch für geniale Individuen auszusprechen: selbst 
der Koran nimmt von dem Gebote: EINEM MANN 
NUR VIER FRAUEN! den „Gesandten Gottes“ aus. 


Allerdings, davon darf keine Rede sein — 
wohin kämen wir sonst? —, daß irgend ein be- 
- stimmter, einzelner Mensh sich unter dem Vor- 
geben, er sei eine Ausnahmsnatur, von der allge- 
meinen Gebundenheit durh das sittlihe Geseß 
lossprähe oder lossprechen ließe: Elenden und 
Narren vor allen käme dies ohne jeden Zweifel 
zugute! 


Und doc, ins allgemeine gesehen, bleibt’s eine 
harte Rede, wenn etwa ein NEWTON, SHAKE- 
SPEARE oder BACH Raum für die Entwicklung 
seiner Anlagen nur schaffen könnte durch einen 
Verstoß gegen die gebotene Tapferkeit, durch eine 
Untreue, selbst eine Unredlihkeit, daß dann die 
vergleichsmäßig geringfügige Schädigung des öffent- 
lichen Geistes, die hieraus entspringen mag, ohne 
alle Frage schwerer wiegen soll als aller Segen, 
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der aus der Kenntnis des Anziehungsgesetes, aus 
dem Macbeth, der Matthäus-Passion den Menschen 
zufließt. 


* %* %* 


Was vom Einzelnen stets nur als möglich ange- 
nommen, nie für gewiß ausgegeben werden darf, 
das steht für Nationen von Anfang an unangreifbar 
fest: die Nation ist unvertretbar, unersetlih; sie 
ist für die Menschheit, was ein Genius für sein 
Volk sein könnte. Was wunder, wenn das unbe- 
irrte Gefühl, wo es um ihr Dasein geht, sie zu den 
moralischen Begriffen in ein besonderes, freieres 
Verhältnis sett! 


* 3’ 


Mit unüberbietbarer Klarheit hat schon ein 
alter deutscher Aufklärer die Prinzipien der bürger- 
lihen und der zwischenstaatlichen Moralität aus- 
einandergesett, ihren Unterschied gründlich aufge- 
deckt. Freilih, über die „Aufklärung“ wird nur 
geredet, sie wird gerühmt oder gescolten, aber 
niemand kennt sie: was damals wirklich aufklä- 
rendes gedacht, geschrieben wurde, dadurh läßt 
sich niemand belehren. 

1788 schrieb Christian GARVE in seiner „Ab- 
handlung über die Verbindung der Moral mit der 
Politik“*): 

„Der Privatmann muß die Strafe seines 
Unverstandes oder seiner wenigen Kenntnisse, 
vermöge welcher er Verträge eingegangen ist, 
die ihm in der Folge schädlich werden, mit Recht 
dadurc tragen, daß er zur Erfüllung derselben ge- 


*, 5.31 und S. 45 der Ausgabe von 179. 
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zwungen wird......... Sein Wohl, sein Ver- 
mögen, selbst sein Dasein ist nicht etwas so wich- 
tiges, daß darüber der Heiligkeit der Verträge 
Eintrag geschehen sollte, die immer leidet, wenn 
viele Fälle vorkommen, wo dieselben gebrochen 
werden. — Aber eine ganze Nation...... darf 
unter gleichen Umständen sich von der Pflicht, 
ihr Wort zu halten, freisprechen. Voraus- 
gesett, daß der aus der Haltung desselben für 
den Staat entspringende Schaden so groß ist, 
daß er dessen Erhaltung in Gefahr sett..... 
Würde der Vorteil, den das Beispiel einer solchen 
Treue (dem Menschengeschlect) vershaffte... ., 
wohl dem Elende und dem Untergange vieler 
Tausender gleich wiegen, welche dadurh aus 
der Zahl seiner Glieder ...... ausgetilgt würden? 


„Der Schaden und selbst der Ruin, den die 
Ausübung der strengen Gerechtigkeit zuweilen 


über den einen Bürger..... bringt, ist doch ein 
sehr kleiner Gegenstand gegen den Nuten einer 
gesegmäßigen Ordnung......... Aber wenn 


über der gleich pünktlichen Beobachtung ähnlicher 
Pflihten eine Nation zugrunde geht, oder ein 
unabhängiger Staat die Provinz eines anderen 
wird; — wenn wenigstens Millionen von Men- 
schen in ihrem Wohlstande leiden oder durch 
Mangel umkommen: — ersett dann noch dem 
mensclichen Geschlecht der Nuten, der aus der 
Gesetmäßigkeit als einem allgemeinen 
Principio für dasselbe entsteht, den Schaden, 
welchen das Geset selbst in diesem Falle 
brachte?“ 


3% % %* 
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„Vorausgesett, daß der... für den Staat ent- 
springende Schaden so groß ist, daß er dessen Er- 
haltung in Gefahr set“ — nur auf dem Gipfel der 
Verkehrtheit könnte die Meinung entstehen, Mora- 
lität sei für das Zusammenleben von Staaten 
schlehthin gleichgültig! 

Im Gegenteil. 

Die verantwortlichen Vorsteher der Staaten 
sind als Bürger selbst der moralischen Beurteilung 
unterworfen. 

Der gemeine Mann ist gewöhnt, alles Tun, von 
dem er erfährt, sittlih zu bewerten: es wäre ein 
Wunder, wenn er sih zu den Staatsaktionen, die 
ihm zur Kenntnis kommen, nicht in dasselbe Ver- 
hältnis stellte. 

Vor allem: die Gesellschaft der Nationen und 
die bürgerlihe Gesellshaft sind beide Gesell- 
schaften, für ihr Zusammenleben haben sich weithin 
übereinstimmende Grundsäße ausgebildet. In beiden 
besteht ein, sei’s nicht gleich mächtiges, jedenfalls 
doch gleich geartetes Bedürfnis nah Treu und 
Glauben. Kein Zusammenleben ohne Vertrag, kein 
gemeinsames Vornehmen ohne Bündnis: Vertrags- 
fähigkeit, Bündnisfähigkeit setzen Zutrauen, Verläß- 
lichkeit des gegebenen Wortes voraus. Daran fehlt 
es denn im zwischenstaatlihen so wenig wie im 
bürgerlichen Leben: man tauscht Zusagen aus, ver- 
abredet und verbündet sich hier wie dort: nur daß 
eben, wo die gegebene Zusage an einen lebens= 
wichtigen Punkt stößt, jeder dem andern zutraut, 
sich von ihr loszusprechen, wohl wissend, daß er 
selbst in gleicher Lage nichts anderes täte...... 


* * * 
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Die zwischenstaatlice Sittlihkeit ist nicht Moral 
und nicht Unmoral: es ist Moral, die über eine 
bestimmte Grenze niht hinausgeht — Halbmoral, 


Dreiviertelmoral! 
%* %* * 


Läßt sich etwas anderes erwarten? 


Noch könnte es vielleicht gegen 30 große Na- 
tionen geben: denken wir uns einmal, es gebe nur 
mehr zwei! Wie würden sie sich zur Sittlichkeit 
stellen — wie zwei Menschen, die auf der Welt 
die einzigen wären? Im alltäglichen Nebeneinander- 
leben möcten sie gegeneinander alle Rücsichten, 
alle Tugenden üben — wo es um Sein oder Nict- 
sein ginge, müßte doch jeder einsehen: „Ich kann 
durch meinen Untergang die Moralität nicht retten, 
denn es bleiben keine Menschen übrig, deren gegen- 
seitiges Verhalten moralisch sein könnte!“ 


Entgegen manchen Vormeinungen hat die Zahl 
der Glieder einer Gemeinschaft sehr viel mit den 
Gesegen zu tun, die für das Zusammenleben in 
ihr gelten. 


3% %* % 


Eröffnen sich Aussichten auf ein Erstarken der 
zwischenstaatlichen Moralität? 

In den bürgerlihen Gesellschaften werden 
vielleicht die Sitten milder, schwerlich die Gesin- 
nungen anständiger. 

Trotdem wachsen wohl die a An- 
forderungen an die internationale Sittlichkeit. In 
der erweiterten Öffentlichkeit des politischen Lebens 
handeln die Staatsleiter vor den Augen von Zu- 
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schauern, die den eigentlichen, geschichtlichen Sinn 
des Geschauten nicht verstehen, daran kein anderes 
Maß als das des bürgerlichen Alltags und seiner 
Begriffe legen. Da ist es nicht schwer, auch für 
das Verhalten der Nationen hohe sittliche Erwar- 
tungen zu erregen, deren unvermeidlihe Enttäu- 
schung dann zur Aufreizung volkstümlicher Leiden- 
schaft zu benuten. Schon darum sollte der wahre 
Staatsmann, wo immer es möglich ist, die mora- 
lischen Vorstellungen achten: kein kleinlicher Vorteil, 
keine Diplomatenshlauheit wird der Nation das 
erseten, was sie durch die moralische Nichtachtung 
der öÖffentlihen Meinung daheim und in der 
Fremde verliert. 

Gegen eine ernste Versittlihung der aus- 
wärtigen Politik in den großen Fragen des natio- 
nalen Daseins spricht doch entscheidend die zu- 
nehmende Größe, die verringerte Zahl der Staaten: 
je weniger Nationen, desto wichtiger das Schicksal 
jeder einzelnen an sich selbst, verglichen mit seiner 
bloßen Wirkung auf den moralischen Zustand der 
Menschheit! 

Und noc eines: in einer kleinen Schar tritt 
der Führer bedeutender hervor. Jedenfalls ward 
oft und lange genug als eigentlicher Träger staat- 
lihen Lebens der Fürst empfunden. Kriege, 
Friedensschlüsse, Verträge, Bündnisse erschienen 
als seine Angelegenheiten, die Untertanen als 
bloße Diener und Helfer. Da fiel es dem Fürsten 
leicht, wenn er es wollte, auch in den öffentlichen 
Sachen moralisch zu sein: er durfte, bloß um nicht 
unritterlih zu erscheinen, nicht wortbrühig zu 
werden, über sein Volk auch eine ernste Gefähr- 
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dung bringen. Wo als eigentlicher Gegenstand 
‚der Politik die Wohlfahrt der Nation gilt, wie 
dürfte da noch ähnliches gewagt, wie könnte es 
verteidigt werden ?? 


* 3% #* 


- Die Nationen, die Staaten stehen zu einander 
in einem moralartigen, halbmoralischen Ver- 
hältnis; dieses läßt sich in volle Moralität nicht 
durch schöne Worte, edle Empfindungen, gute Vor- 
säte verwandeln; — höchstens durch eine gründ- 
liche Änderung der Bedingungen ihres Zusammen- 
lebens! 
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IL ÜBERSTAATLICHES GERICHT. 


“ Halbe Moralität — halbes Rect! 

Oder sollte gerade die Erzwingbarkeit mit 
äußeren Mitteln, die rechtliche von bloß moralischen 
Verpflichtungen trennt, in der Gesellshaft der 
Nationen besonders reihlihen Raum finden? 


* #* * 


An der „unvollkommenen“ Natur des bishe- 
rigen Völkerrechtes zweifelt niemand; handelt es 
doch zum guten Teil von seiner eigenen Aufhebung. 
Werden völkerrectliche Pflichten verletzt, so folgt 
darauf nicht eine zwangsmäßige Wiederherstellung 
des Rechtszustandes, eine Bestrafung, es tritt viel- 
mehr der Kriegszustand ein, der als reines Gewalt- 
verhältnis jedwedes Rechtsverhältnis schon begrifflich 
auszuscließen scheint. 


x * * 


Ein enger Kern völkerrectlicher Sätze bewahrt 
wohl grundsätzlich seine Geltung auch im Kriege, 
weil sie sich gerade auf ihn beziehen, das Kriegs- 
recht bilden: Kriegserklärung, Waffenstillstand, 
Friedensschluß, Verkehr durch Parlamentäre, er- 
laubte und verbotene Waffen, Kampfweisen, Kriegs- 
listen, Bannware und Beutereht, Behandlung der 
Gefangenen, der friedlihen Landesbewohner. 
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An Erzwingbarkeit der pflichtmäßigen Leistung 
im gewöhnlichen Sinne ist hier von vorneherein 
. nicht zu denken, denn das letzte Zwangsmittel ist 
der Krieg, und der ist ja schon ausgebrocen; so 
bleibt neben der häufig untunlichen Vergeltung 
(wenn der Besiegte vom Sieger Rechtswidriges 
leidet, kann er ihm das nicht mit gleichen Münzen 
heimzahlen!) nur die Anrufung übermensdlicher 
Mächte übrig; seit jeher galten just diese Pflichten 
als besonders heilig, Kriegsreht war ein Teil 
göttlichen Rechtes! 

Nichtsdestoweniger drängen sich auf den Blät- 
tern der Geschichte feindselige Einfälle ohne ge- 
hörige Kriegserklärung, Niedermetzelung wehrloser 
Gefangener, Gesandtenmord und viele weitere, be- 
sonders „unheilige“ Übeltaten, — meist gewiß bloß 
herzuleiten von der Ohnmacht des Rechtsgefühls 
gegen dieLeidenschaft, gegenHaß, Rachsuchtund Wut. 

Heute dürften nicht eben diese Antriebe die 
politisch-militärischen Handlungen vorzugsweise be- 
stimmen, und doch hallt die Welt noch immer 
wieder von wilden Klagen über den Bruh des 
Kriegsrehtes: Nahrungsmittel für die unkriege- 
rische Bevölkerung beschlagnahmt! Kriegsgefangene 
zur Kriegsarbeit befohlen! Friedlihe Handels- und 
Reisedampfer versenkt! Gescieht all das wirklich 
aus besonderer Verderbtheit oder ist es — wie 
manche Rechtslehrer innerlichst zu denken scheinen 
— die Wirkung unzureichenden Studiums der 
völkerrechtlichen Lehrbücher? 

Es ist mit dem Kriegs- und Völkerrecht wie 
mit der Moralität: die Wohlfahrt, die Freiheit, die 
Zukunft der Nation sind so große Gegenstände, 
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daß es im Augenblike der Entscheidung doc 
keiner auf sich nimmt, sie gegen die pünktliche 
Erfüllung aller kriegsrectlichen Pflihten einzu- 
setzen: jedem ist es noch wichtiger, daß sein Volk 
heil in der Welt dastehe, als daß die Heiligkeit, 
die Unverletzlichkeit des Kriegsrechtes triumphiere! 


#* * #* 


Das bürgerlihe Recht ist ein „vollkommenes“, 
erzwingbares Reht nur dadurh, daß eine über 
allen Bürgern stehende Macht es auch gegen Än- 
fechtungen zur Geltung bringt: richterlihe Gewalt, 
Vollstreckungsgewalt des Staates. 


Auch das Völkerreht würde die ihm anhän- 
gende „Unvollkommenheit“ nur abstreifen, wenn 
es der Hut einer über allen Staaten stehenden 
Madt befohlen würde: überstaatlihes Gerict, 
überstaatliche Vollstreckung! 


* * * 


Auf eine überstaatlihe Gerichts- und Voll- 
streckungsgewalt zielt die Botschaft des Präsidenten 
WILSON in dem vorhin mit IX. bezeichneten Punkte, 
wo sie die Verbürgung des allgemeinen Dauer- 
friedens „durch die grgoniplegis Kraft der Mensh- 
heit“ verlangt. 

Ausführlicher ist das Programm der von WILSONS 
Vorgänger, Präsident TAFT, gegründeten „Liga 
zur Erzwingung des Friedens“: 

„il. Die dem Bunde für internationale Rects- 
ordnung beitretenden Staaten verpflichten sich, 
bei internationalen Streitigkeiten juridisher 
Art die Recttsfrage einem internationalen 
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Gerihtshof zu unterbreiten, beim Konflikt 
von Ansprüchen oder Interessen aber 
das Gutachten eines Vermittlungsrates einzu- 
holen. 

2. Die Staaten verpflichten sich, keine Waffen- 
gewalt anzuwenden, überhaupt keine feind- 

- seligen Handlungen vorzunehmen, bevor der 
internationale Gerichtshof sein Urteil gefällt, 
beziehungsweise der Vermittlungsrat sein 
Gutachten mitgeteilt hat. 

3. Die Staaten verpflichten sich, ihre gesamten 
wirtschaftlichen und militärischen Kräfte ge- 
meinschaftlih gegen denjenigen Staat anzu- 
wenden, der im Widerspruch zur ersten und 
zweiten Verpflichtung handelt. 

4. Es sollten periodische Konferenzen einberufen 
werden zur Ausarbeitung und Kodifikation 
des internationalen Rechtes. Die Beschlüsse 
dieser Konferenzen haben Gesetzeskraft, wenn 
innerhalb einer gewissen Frist keiner der 
vertragschließenden Staaten dagegen Ein- 
spruch erhoben hat.“ 


3 #* Lu 


Eigentümlich, wie im Programm der TAFTschen 
Liga die Einrichtung des überstaatlichen Gerichtes 
in zwei auseinanderstehende Stücke zerfällt! Es 
sieht internationale Gerichte vor, die es Schieds- 
gerichte nennt, und äußert sich nicht über die Voll- 
streckbarkeit ihrer Sprüche. Dagegen fordert es 
ein Zwangsverfahren gegen Staaten, die solchen 
Schiedsgerichten ihre Streitigkeiten nicht unterbreiten 
oder vor ihrer Entscheidung Feindseligkeiten er- 
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öffnen, bezeichnet jedoch kein Gericht, das zu er- 
kennen hätte, ob einer dieser Fälle eingetreten ist. 
Und doh weiß die Welt aus eigenster, frisch 
blutender Erfahrung, daß der Streit darüber, ob 
in einem bestimmten Augenblik ein schiedsgerict- 
liches Verfahren „abgelehnt“, Feindseligkeiten vor- 
zeitig „eröffnet“ wurden, die Menschheit zu zer- 
reißen, sie in erbittert miteinander ringende Riesen- 
horden zu verwandeln vermag! 


* * * 


Internationale Rechtsordnung im Sinne des 
bürgerlichen Rechtsstaates ist nur denkbar, wo den 
Sprüchen des überstaatlihen Gerichtes Zwangs- 
vollstreckung gesichert ist. 

Schiedssprüche, denen unbedingt verpflihtende 
Kraft nicht beiwohnt, bezeichnen gerade den bis- 
herigen halbrectlichen Zustand der Völkergemein- 
schaft: in diesem ist die Einrichtung solcher Schieds- 
. gerichte höchst ersprießlich, der sorgsamsten Pflege 
und Ausbildung würdig. 


* * * 


Was wäre bei Streitfragen mindern Ranges, 
die das Dasein keines Streitteils in Zweifel setzen, 
vernunftgemäßer als die Anrufung eines Schieds- 
spruches, einer Vermittlung? Seit grauer Vorzeit 
haben denn aud Arbitration und Mediation wieder 
und wieder stattgefunden.*) 

Von Anfang an aussichtslos oder doch ohne 
schließlichen Erfolg mußten diese nur bleiben, wo 
der Streit um das Schicksal des Staates ging. In 


*) Vergl. Philosophie des Krieges S. 162, 
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neueren allgemeinen Schiedsgerichtsabkommen 
heißt’s daher meist, ausgenommen von der Schieds- 
gerichtsbarkeit bleiben Streitfragen, die Lebens- 
interesse oder Ehre einer Nation berühren. In 
diesem Vorbehalt dringt eben das besondere Wesen 
der Völkergemeinshaft durh, das unbedingte 
Unterordnung der Einzelschicksale unter allgemeine 
Grundsätze nicht zuläßt. 


* %* 3% 


‘Nach einer Anregung Sir Thomas BARCLAYs 
empfiehlt der Berichterstatter der englischen „Fa- 
bier“,*) den Begriff „Lebensinteresse“ enger zu 
umgrenzen, überstaatlichen Entscheidungen schlecht- 
hin verbindliche Kraft nur dann zu versagen, wenn 
sie „die Unabhängigkeit oder die territoriale In- 
tegrität des Staates beeinträchtigen oder eine . 
grundlegende Abänderung der inneren Gesetz- 
gebung.... erheischen würden“. 

Die neue ‚Formel ist weniger vieldeutig, aber 
auch weniger genau als die alte. Gebietsabgren- 
zungen und Souveränitätsverhältnisse können häufig 
mit großem Nutzen schiedsgerihtlih behandelt 
werden; die meisten Mäcte zeigen wenig Neigung, 
vor jeder Schranke innerer Gesetzgebung bei den 
Nachbarn tatlos halt zu machen (Einscreiten zur 
Abschaffung der Sklaverei, zum Schutz unterwor- 
fener Glaubens- und Sprachminderheiten, zur Her- 
stellung der gestörten staatlichen und gesellschaft- 
lichen Ordnung). Vor allem: vielfach entscheidet 
sich durch Zeitablauf eine Streitfrage von selbst, auf 
schiedsgerichtliher Austragung bestehen heißt dann 


*) L.S. Woolf, Internationale Rundschau vom 25. IX. 1917. 
47 


Partei ergreifen; wer etwa das geplante Ein- 
schreiten gegen im Nacdbarlande ausbrechende 
Unruhen aufschieben müßte, bis ein Schiedsspruch 
sein Recht dazu anerkennt, hätte damit seine Ab- 
sicht aufgegeben. Anders ausgedrükt: der eben 
erst vertagte Streit würde sofort wieder ausbrehen 
über die Frage, was in der Zeit bis zum Scieds- 
spruch Rectens ist?.... 

Wesentlich bleibt für die bisherige, für die 
„unvollkommene“ völkerrechtlihe Ordnung immer 
dies, daß niemand eine Nation zwingt, auch in 
Daseinsfragen ein Schiedsgericht, eine Vermittlung 
anzurufen, einen Schieds- oder Vermittlungsspruh 


zu vollziehen. 
* * * 


Sollen sich Staaten verpflichten, ihre Streitig- 
keiten ohne Ausnahme und ohne Vorbehalt 
dem Spruce eines überstaatlichen Gerichtes anheim- 
zustellen, so muß ihnen ebenso fest stehen sein 
Wille zum Recht wie seine Macht, es zum Sieg 
zu führen: als Erstes setzt eine „vollkommene“ 
internationale Rechtsordnung voraus ein ohne Frage 
unparteiliches überstaatliches Gericht, eine ohne 
Frage übermäclttige überstaatliche Vollstreckungs- 
gewalt. Unparteilihkeit ohne Übermaht würde 
uneinbringlihen Zeitverlust bedeuten, Übermadt 
ohne Unparteilichkeit geradeaus den Triumph des 
Unrechts! 


a * * 


Je zahlreicher die Mitglieder einer Gesellschaft, 
desto leichter sind in ihr Unparteiische zu finden. 


* * * 
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Je größer ‘die Staaten werden, je geringer ihre 
Anzahl ist, je mehr ihre Beziehungen sich verwiceln, 
was in einem vorgeht, auch für die übrigen Be- 
deutung gewinnt, desto mehr Menschen treten, wie 
sie von einem Zwist zweier Nationen erfahren, 
angetrieben von ihrem Interesse, zumindest doch 
von ihrem Gefühl, im Geiste sofort auf die Seite 
der einen, ergreifen Partei. 


* * * 


Gäbe es in der Welt nur mehr zwei große 
Nationen, so fiele Unparteilichkeit mit Landesverrat 


zusammen. 
%* * * 


Die großen Kriegsbündnisse der Gegenwart 
kommen diesem Bilde nahe. 


In den wenigen neutralen Staaten, die sich 
zwischen ihnen erhalten, begünstigt eingestandener 
Weise das allgemeine Gefühl hier den einen, dort 
den anderen Kriegführenden. 

Findet sich doch da oder dort ein wahrhaft 
Unbefangener, so sieht er trotzdem notwendig auf 
die Wirkung zurük, die der Vorteil der einen 
oder anderen Partei auf die Lage seiner eigenen 
Heimat übt. 

Am „neutralsten“ äußern sih noc jene, die 
sich vor beiden Streitenden fürchten; zu Richtern 
über beide scheinen doch gerade diese am wenig- 


sten geeignet. 
* #* * 


Gäbe es nach alledem noch irgendwo reinste, 
unparteilichste Gesinnung, wer würde an sie glauben, 
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ihr vertrauen? Der Richter aber muß nicht nur 
unvoreingenommen sein, er muß aud dafür gelten. 


* * = 


Vier Jahre lang haben zwei ungleiche Hälften 
der Menschheit einander der Kriegsanstiftung, des 
„größten Verbrehens der Geschicte“ bezichtigt, 
gegenseitig sich leidenschaftlih angeklagt, wütend 
gescholten, ohne Scheu verfluht; niemand indes 
hat darauf gedrungen, auch nur darauf angetragen, 
daß ein unparteiisches Geriht diese Schuldfrage 
entscheide. Wie fest kann da in den Herzen das 
Vertrauen zu solchen Gerichten sein? 


3 #* * 


Viele Streitfragen, wird eingeworfen, sind auch 
in den letzten Jahrzehnten tatsächlich von Schieds- 
gerichten geschlichtet worden; man rühmt uns den 
Ernst ihres Verfahrens, die Billigkeit ihrer Sprüce; 
ehemalige Schiedsrihter vor allen legen gerne 
dafür Zeugnis ab....... 


Und wen überrasht es, daß angefochtene 
Fischereirechte in Neufundland, irrtümlich beschossene 
Fischerboote in der Nordsee, das bestrittene Recht 
auf einen Karpathensee, selbst eine heiß umwor- 
bene Inselgruppe im Stillen Ozean nicht die Leiden- 
schaften der gesamten Menschheit entflammten, 
daß Unbeteiligte zu finden waren, um diese Dinge 
ruhig zu prüfen, saclich über sie zu erkennen? 
Was läßt sich daraus schließen für die großen 
Entscheidungen über Dasein, Entwiklung, Zukunft 
der Weltmäcte? 


% * * 
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Bis zum Eintreten Nordamerikas in den großen 
europäischen Krieg durfte man sich vorstellen, 
streitende Ansprüche würden einst durch unbetei- 
ligte Dritte ausgeglichen werden, ein Plan, eine 
Hoffnung auf Verbesserung der Welt ließ sih an 
das Hervortreten Neutraler, Unparteiischer knüpfen. 
Jenes Ereignis hat gezeigt: dazu ist es zu spät. 
Die Verflehtung der mensclichen Dinge ist so all- 
gemein geworden, daß sich auf die Dauer niemand 
außerhalb des allgemeinen In- und Durcheinander, 
abgesondert, erhalten kann. 


* % * 


Die Amerikaner denken freilich, die meisten 
unter ihnen sind davon gewiß im Herzen überzeugt, 
daß sie eben als Unparteiische, nur um dem Recte 
siegen zu helfen, in diese große Verwiklung ge- 
griffen haben; — eben daß sie dies denken, be- 
weist uns, wie wenig unparteiisch, wie einseitig 
in ihrem Gefühl sie, ohne es selbst zu ahnen, sein 
müssen. 

Zwei Staaten, deren Gebiet in nicht kleinen 
Stücken von ihren Nachbarn begehrt wird, und die 
selbst von einer Vergrößerung durch fremden Be- 
sitz nicht einmal träumten, ja die sich sogar, als 
sie gesiegt zu haben schienen, über ihre „Kriegs- 
ziele“ nicht klar werden konnten, sollen aus freiem 
Willen einen Krieg entfesselt haben, der ihnen fast 
alles zu nehmen, nichts, was auch nur der Rede 
wert wäre, zu geben vermochte! 


Die größte Seemacht sperrt gegen Wort und 
Sinn aller Abkommen der friedlichen Bevölkerung 
des Feindeslandes, Kindern, Weibern, Greisen, alle 
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Zufuhr von Nahrung und Kleidung: die neutralen 
Hüter des Völkerrechts antworten darauf mit einigen 
matten Mahnungen; das also am Leben bedrohte 
Reich untersagt wiederum jener Seemact den Schiffs- _ 
verkehr, erklärt, es werde, da es die vom Völker- 
recht vorgesehenen großen Beschlagnahmedampfer 
nach der Kriegslage nicht verwenden kann, alle 
jenem Verbot ‚zuwider laufenden Fahrzeuge mit 
Unterwasserbooten versenken: die unparteiischen 
Vorkämpfer des Rechts erklären ihm darauf den 
Krieg — und sind überzeugt, mit gleichen Wag- 
schalen gewogen zu haben! 

Wer so Unsinniges zu glauben, von so Unge- 
heuerlihem sich selbst zu überreden vermag, der 
bringt damit den letzten, jeden Zweifel nieder- 
schlagenden Beweis dafür, daß nicht einmal der 
Wille zur Gerechtigkeit wahre, rihterlihe 
Unparteilichkeit sichert, wo der Dritte kein wahr- 
haft Unbeteiligter ist, seine Seele vom überwuchernden 
Anteil an dem Ergehen des einen der zwei Streit- 
teile nicht frei erhalten kann. 


* x * 
Niemand ist heute den Welthändeln so entrückt, 
daß seine innerliche Neutralität gegen jede An- 
zweiflung fest stünde. 


* * * 


Dem überstaatlihen Gericht geht die Grund- 
lage alles staatlihen Rechtsverfahrens ab: daß in 
jedem Fall dem Richter die Streitsache gleichgültig ist. 

Ist’s da nicht müßig, das eine nach dem Vor- 
bild des andern formen zu wollen? 


* * * 
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Ist es bloß müßig, nicht auch gefährlich? 

Was wäre denn ein nicht unparteiisches, 
überstaatliches Gericht anders als ein Mittel der 
‚Bedrükung, ein Werkzeug des Unrechts in den 
Formen des Rechts? 


#* %* * 


Die vollkommenste Weltherrschaft läßt sich 
ausüben durch bloßes allgemeines Schiedsrichtertum 
(arbifrium mundi), wenn ein Staat, eine 
Gruppe von Staaten die Besetzung der Gerichte 
entscheidend bestimmt, die Richter — Untertanen, 
Anhänger, Kreaturen jener Vormaht — nad ihren 
Interessen, ihren Begriffen wenigstens, urteilen. 

Sieht’s nicht beinahe aus, als ob den für Völker- 
bund und Schiedsgericht shwärmenden Amerikanern 
und Engländern ein wenig auch dies Bild vor- 
schwebte: die angelsächsishen Mäcdte mit ihren 
Gesinnungsverwandten in allen Ländern ordnen, 
lenken die Welt nach angelsächsischen Begriffen, 
angelsächsischen Idealen, wobei dann — wie nun 
die menschliche Natur einmal ist — ganz von selbst 
auch die angelsächsischen Interessen niht zu kurz 


kommen werden?? 
% % % 


Würde aber in Wahrheit auf alle andern die 
Aussicht, in den Augenblicken der Entscheidung von 
wesensfremden, verständnislosen, abgeneigten, 
selbst gehässigen Richtern abzuhängen beruhigend, 
befriedend wirken? Nicht viel eher sie zu dem Ent- 
schluß auffordern, dem Gerichte zuvorzukommen, 
die Tatsachen zu vollenden, einen Gewaltstreich 
zu führen? 
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Um so mehr, wenn etwa das überstaatliche 
Geriht auch nicht viel mehr Furct als Vertrauen 
einflößte? 


%* * % 


Je größer eine Gesellschaft, desto leichter wird 
jeder einzelne von allen übrigen überwältigt. Aud 
dem richterlihen Urteil ist bald die Vollstrekung 
gesichert: Widerstand, der sich etwa regen oz 
wird gebrocen. 


Wächst die Gesellshaft über einen gewissen 
Umfang hinaus, so brauhen auch bei solder 
‚Überwältigung die meisten nicht mehr selbst Hand 
anzulegen: gewisse Einzelne werden bestimmt, dies 
zu besorgen — Büttel, Schutzleute.e Höchstens 
daß jeder Bürger eine Zeit lang seine Kraft für 
solche Zwecke zur Verfügnng stellt, bei der Truppe 
Dienst tut. 


* * * 


Ganz anders eine kleine Gemeinschaft ungleich 
Starker: leicht kann da einer sein, dem alle andern 
auch vereinigt nichts anzuhaben vermögen; sollen 
sie doch etwas gegen ihn ausrichten, so müssen 
sie zum mindesten insgesamt ihre ganze Kraft, all 
ihr Können und Wollen daran setzen. 


3 x * 


Auch in der Gemeinschaft der Völker wird die 
Vollstrekung richterliher Urteile nur gegen den 
Schwacen leicht, gegen den Starken schwer, fast 
unmöglich sein; wo sie dennoch gelingen soll, wird 
sie eine allgemeine Teilnahme, eine durchgehende 
Anspannung für ein abliegendes Ziel erfordern, die 
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gewiß nicht häufig sein, die auch der Verurteilte 
nur selten erwarten wird. 


3 * * 


Reichsacht, Bundesexekution ‚waren im allge- 
meinen niemals besonders bedrohlih, — außer 
wo sie einer starken Macht den Vorwand zu eigen- 
süchtigen Unternehmungen boten. 


#* * 3 


‚Präsident WILSON möchte eine überstaatliche 
 Madt schaffen, der „keine einzelne Nation und 
keine wahrsceinliche Vereinigung von Nationen die 
Stirne bieten kann“ ...... 


Deutschland und Österreich-Ungarn stehen seit 
vier Jahren im Kampfe gegen fast die ganze ge- 
sittete Welt, und sind nicht überwältigt: bilden sie 
eine „unwahrscheinliche Vereinigung von Nationen“, 
oder wird es leichter sein, sie zu überwältigen, 
wird es geringere Opfer erfordern, wenn der Zug 
gegen sie „Vollstrekung eines überstaatlichen 
Urteils“ heißen wird? 


3 * 3 


Gesetzt indes, die Mittelmächte würden besiegt 
— stellen sie die stärkste „wahrscheinliche“ 
Machtgruppe auf Erden dar? 

Bei ihren langen Landgrenzen, ihrem völligen 
Mangel an tropischen Erzeugnissen — welche Frage! 
Wie würde aber, beispielshalber, die Zwangs- 
vollstrekung gegen das Britische Imperium ver- 
laufen, falls sich etwa (England schwärmte nicht 
immer für die „Rechte der kleinen Nationen“!) 
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wieder einmal ähnliches zutragen sollte wie bei 
seinem Kriegszug gegen den Transvaalfreistaat? 


%* # # 


Versetzen wir uns gleih in die lehrreichste 
aller Lagen. 

Zwischen den Vereinigten Staaten und Mexiko 
brehe wieder einmal Streit aus; amerikanisches 
Kapital, amerikanisches Leben sei gefährdet. Die 
Vereinigten Staaten, so stellen wir uns vor, denen 
ihr Recht klar scheint, lehnen es ab, ihre Ansprüche 
einem Schiedsgericht zu unterbreiten, oder dodh, da 
sie im Verzuge Gefahr sehen, ihr gewaltsames 
Eingreifen bis zum Erfließen des Schiedsspruhs 
hinzuzögern: nordamerikanishe Truppen über- 
schreiten die mexikanische Grenze, „eröffnen die 
Feindseligkeiten“. 

Nah den Grundsätzen der TAFTschen Liga 
sind nun sämtliche Kulturstaaten verpflichtet, ihre 
„gesamten wirtschaftlichen und militärischen Kräfte 
gemeinschaftlih“ gegen die Vereinigten Staaten 
aufzubieten. 

Was dann? 

Nordamerika erobern? 

Werden Deutschland, England, Frankreich, Ruß- 
land all ihre Menschenmassen, all ihren Fahrtraum 
diesem einen Ziele widmen, weit jenseits des Meeres 
einen höchst unsicheren, in seiner Dauer unbe- 
grenzten Feldzug führen, sich selbst durch die Sperre 
des Verkehrs der unentb£hrlichsten Rohstoffe, der 
gebräuclichsten Erzeugnisse berauben ? 

Und das alles — im allgemeinen wohl um der 
Grundsätze, im besonderen doh — um Mexikos 
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willen? Würde, könnte das geschehen? Hätten die 
Vereinigten Staaten vernünftigen Grund, es zu 


fürchten? 
% %* %* 


Wenn man Amerikas Begeisterung für den 
Völkerbund zergliederte, sollte man dabei nicht auch 
auf das dunkle, aber sichere Gefühl stoßen: Uns 
wird er nichts anhaben! .. . .?? 


3 * * 


Auch Anhänger der Idee zwischenstaatlicher 
Rectsordnung sind vor solchen Aussichten zurük- 
geschhre&kt, haben die Vollstreckung überstaatlicher 
Schiedssprühe mit Waffengewalt in ihrer 
Forderungsliste gelösht. Professor LAMMASCH 
glaubt,*) es werde an ihrer Stelle „psychologischer 
Zwang“ genügen; die englischen „Fabier“ zählen 
ausführlih alle erfindlihen Arten der Kredit-, 
Handels-, Verkehrssperre auf.**) 


* * 3 


Psychologischer Zwang: ganz gewiß, machtlos 
ist die öffentlihe Meinung, unwirksam ihr Druk 
nicht; wär’s nur nicht gar so deutlich, wie man ihm, 
wiederum psychologisch, entgegenwirken wird! Das 
klare, gute Recht, heißt’s dann, bedarf erst keiner 
ausdrücklichen Bekräftigung, der Schutz des ameri- 
kanishen Dollars, amerikanisher Knochen, darf 
nicht von Förmlichkeiten abhängen! Nicht wahre 
Richter, nur verkappte Sendlinge des Feindes konnten 


*) Neue Freie Presse vom 26. August 1917, Morgenblatt, 
**) Internationale Rundshau vom 25. September 1917. 
S. 620 ff. 
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das verkennen, konnten hier einen Bruch des 
Bundesabkommens sehen; verräterische Beisitzer, 
ein bestochener Vorsitzender haben das Recdtt ge- 
beugtar. er :..9 

Auh im bürgerlihen Leben erweist sich ja 
die Gewalt der öffentlichen Meinung wirksam, nur 
nicht wirksam genug! Um wieviel weniger im Völker- 
leben, wo jeder einzelne wie eingehüllt ist in eine 
Wolke der Massensuggestion, aus der ihm hundert- 
mal am Tage das „klare, gute Recht“ entgegentönt, 
und alles übrige, was er, sein Gewissen zu beru- 
higen, gerne hört... .... 


Kredit-, Handels-, Verkehrssperre: das Muster- 
beispiel einer Strafe, die den Strafenden nicdt 
weniger schmerzt als den Gestraften! 


Amerika genügt sich selbst, kann ohne Einfuhr 
leben. Verliert es durch die Abbindung der Aus- 
fuhr, so verlieren wir nicht weniger durch die 
Sperre der Einfuhr. Wird es von seinen Geldan- 
lagen in Europa getrennt, so vermissen wir die 
Spargelder unserer Auswanderer. 

Ein Gerichtsverfahren, bei dem keineswegs von 
Anfang an feststeht, wer es länger aushalten wird, 
der Verurteilte oder die Richter, dürfte sih zur 
Begründung der internationalen Rechtsordnung 
nicht eben empfehlen. 


[u * = 


Ergebnis: solange die Menschheit aus vergleichs- 
weise wenigen, ungleich mächtigen Nationen be- 
steht, lassen sich diese nicht ebenso wie die Bürger 
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eines Staates zu einer Rechtsgemeinshaft zusam- 
menfügen. Ein gerichtliches Verfahren ist hier nur 
möglich, wo sich ihm, in geringeren Dingen, die 
einzelne Nation freiwillig unterwirft. Geht’s ihr an’s 
Leben, hört diese freiwillige Unterwerfung auf, 
dann rät sih’s, daß es in der Menschheit anders 
als im Staate für ein unparteiliches Gericht, eine 
übermäctige Vollzugsgewalt keine Gewähr gibt. — 
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IV. VÖLKERRECHT UND GESCHICHTE. 


Ein unparteiisches überstaatliches Gericht, eine 
übermächtige überstaatlihe Vollstreckungsgewalt 
sei errichtet: was wäre damit erreiht? Rects- 
sicherheit, das ist Gewähr für die Erhaltung 
eines bestimmten, einmal bestehenden Zustandes, 
einer bestimmten, einmal bestehenden Ordnung. 


Geschichte aber bedeutet beständigen Fluß, 
stets erneuerte Veränderung, Wandlung, Umordnung. 


#* * * 


Die geschichtlihen Wandlungen benannte man 
einst zusammenfassend FORTSCHRITT, heute lieber 
ENTWICKLUNG. Daß sie etwas gutes, wün- 
schenswertes seien, sollten beide Benennungen 
anzeigen. 

Das kann niemand beweisen, niemand wider- 
legen, nur streiten läßt sich darüber: nennen wir’s 
„eine Frage der Weltanshauung“. 

Eines nur ist sicher: die geschichtlihen Wand- 
lungen gehen vor sich, sind das Ergebnis wirk- 
samer Kräfte, ihres Zusammen- und Gegeneinander- 


spielens. 
x * * 


Daran ist nicht zu denken, die Wirksamkeit 
solcher Kräfte ließe sich durch Rechtseinrichtungen 
aufheben. 
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Ein Beispiel: neue Entdeckungen, Erfindungen. 


Unentbehrliche Stoffe, Fundstätten, Länder ver- 
lieren ihre Bedeutung, ganz andere setzen sih an 
ihre Stelle: ägyptischer Papyrus, phönikischerPurpur, 
chinesische Seide, Salz von Comadio, peruanisches 
Gold, wallisische Kohle, russisches Naphtha, süd- 
afrikanishe Diamanten, amerikanishe Baumwolle. 


Die besondere Befähigung und Arbeitsweise 
bestimmter Völker, gewisser Rassen verliert, ge- 
winnt an Wert: Turanisches Wanderhirtentum, 
jüdische Kopfarbeit, mongolische Anspruchslosigkeit. 


Ungerechnet die noch verborgeneren Vorgänge 
im lebendigen Stoff: Aufblühen, Reifen, Welken 
der Völker. 


»* 3 3% 


Weithin jedenfalls sind die geschichtlichen 
Wandlungen vom Völkerrecht unabhängig, dieses 
kann sie nur erleichtern oder erschweren, sich ihnen 
anschmiegen, entgegenstellen. 


Sofern es bloß die Erhaltung von Bestehendem 
sichert, stehts den geschichtlihen Wandlungen 
hemmend im Wege. 


Es #* 3 


In jeder Rechtsordnung schlagen sich die Kraft- 
verhältnisse ihrer Begründungszeit nieder. Bleibt 
jene die gleiche und ändern sich diese, dann ent- 
steht Unausgeglichenheit, Spannung, Druck: der seit 
Begründung der Rectsordnung Erstarkte, jetzt 
durch sie Benachteiligte sucht sie umzustoßen, der 
seither Geschwäcte, jetzt von ihr Begünstigte sie 
zu erhalten; ist sie nicht bildsam genug, dem Druck 
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von selbst nachzugeben, den neuen Umständen sich 
anzuschmiegen, so erliegt sie zuletzt der Gewalt 
und bricht in Stüce. 


#* %* * 


Schimmert da nicht in weiter Zukunft eine 
Hoffnung auf, der Ausblick in eine Welt, in der 
geshichtlihe Wandlungen ohne Nacdteil für 
irgend ein Volk, irgend ein Land vor sich gehen 
könnten? Wo die Erde allen Menschen gemeinsam 
gehörte, der Einzelne an ihren Erzeugnissen nicht 
nach seiner besonderen Leistung, seiner besonderen 
“Befähigung Anteil hätte, vielmehr, wie Kinder eines 
Hauses, nach einem allgemeinen, gleichmäßigen 
Verteilungsgesetz? Wo in der einen, großen Men- 
schen-Familie nur die Arbeitsverteilung geändert, 
der gesamte Arbeitsertrag gesteigert werden 
könnte, an dem Gewinn der englischen Tuchfabrik 
unmittelbar der böhmische Handweber, an dem 
Reichtum des australischen Schafzücters sofort auch 


der Hirt in Estremadura Teil hätte?....... 
Ob ein solcher Zustand gerecht, ob er haltbar, 
ob er segensvoll, wünschenswert wäre — dafür, 


dagegen läßt sich unabsehbar vieles vorbringen 
ist aber überhaupt ein Weg dahin gangbar? 

Zu einer bestimmten Zeit müßte doch diese 
Ordnung eingeführt werden: die zu dieser Zeit be- 
günstigten, führenden Völker müßten diese Ein- 
führung zulassen, gut heißen, selbst vollziehen; 
und gerade sie müßten auf ihre Begünstigungen, 
ihr Mehrrect, verzichten. 

NE Und wird wirklich der Yankee was er 
besitzt, mit den Seinen genießt, für sie erhofft, 
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aufgeben, um es mit dem Kuli, mit dem Neger zu 
teilen, die Farbigen zu sich zu erheben? Wird er, 
der sich als den Kräftigeren, Tüchtigeren weiß, 
zufrieden damit sein, ihnen gleichzustehen??...... 

Solange das nicht geschieht, muß es unter den 
Völkern Gegensätze geben, müssen gescict- 
liche Wandlungen dem einen Vorteil, dem andern 
Nacteil bedeuten. 


* * 3 


.Eine Ordnung, die nur den Zustand eines ge- 
gebenen Augenblicks verewigte, ihn der Gewähr 
überstaatlichen Rechtsschutzes unterstellte, stünde 
— je länger, desto fühlbarer — der geschichtlichen 
Fortbewegung aller menschlichen Dinge im Wege; 
ihre eigenste Aufgabe wär’ es, das Werden alles 
Neuen zu verhindern, als ein lastendes Joch würde 
sie bald von der Menschheit empfunden, immer 
widerwilliger ertragen, zuletzt ohne alle Frage ent- 
schlossen abgeworfen werden. 


* * * 


Auc im Jahre 1713 ging ein großer europäischer 
Krieg zu Ende: der Streit um das Erbe des Hauses 
Spanien. Ein mensclich fühlender, gründlich und 
folgereht denkender Mann, der Abt von Saint- 
Pierre, entwarf den Plan zu einem dauernden 
Frieden in Europa:*) auch der glüclichste Krieg 
bringe den Fürsten nicht so vie] ein, wie das Unter- 
halten stehender Heere sie koste. Zu einem 
großen Bunde sollten sich daher alle regierenden 
Häuser Europas zusammentun, sich einander gegen- 


*) Vergl. Philos. d. Krieges, S. 182—190. 
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seitig für ihren gesamten Besitz, ihre Madhtstellung 
daheim, nach außen und über See verbürgen. 
Streitigkeiten sollten durch ein Schiedsgericht aus- 
geglichen, jede Auflehnung gegen die einmal fest- 
gesetzte, von Europa anerkannte Staats- oder 
Völkerrehts-Ordnung durh die Bundestruppen 
niedergeworfen werden....... 


#* * #* 


Wie der Geometer auf seinem Reißbrett Hilfs- 
linien zieht, zur Verdeutlichung gestellter Aufgaben 
Figuren entwirft, so will auch ich mir vorstellen, 
der Plan des Abts von Saint-Pierre wäre damals 
von den Fürsten angenommen, die darin vor- 
geschlagenen Vereinbarungen wären zustande- 
gekommen und — eingehalten worden. Wie wären 
die Folgen gewesen? 


Zunächst wirklich eine große Beruhigung, Be- 
friedigung: die Türken hätten niht durh den 
Frieden von Passarowitz das verloren, was ihnen 
der Frieden von Belgrad doch wiedergeben sollte; 
in Österreich wäre eine bestimmte Erbfolgeordnung, 
von allen anerkannt, ohne Kämpfe in Wirksamkeit 
getreten, es hätte Schlesien nicht verloren; Friedrich 
von Preußen hätte sich nicht gegen ganz Europa 
zur Wehr setzen müssen; ja auch noc die Teilung 
Polens wäre unterblieben. 


Auf der anderen Seite aber: als die neu- 
englischen Staaten sich vom Mutterlande losreißen, 
ein selbständiges Gemeinwesen in Nordamerika 
aufrichten wollten, — der Bund hätte sie daran 
verhindern, sie wieder unter die englische Herr- 
schaft beugen müssen! Ebenso Süd- und Mittel- 
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amerika unter die Herrschaft Spaniens; Griechen- 
land, Rumänien, Serbien, Bulgarien unter die Bot- 
mäßigkeit der Türkei! Daß England das indische 
Reich begründete, Australien, Südafrika besiedelte, 
so das Mactgleichgewicht von 1713 aufs entscie- 
denste zerstörte, — der Bund hätte es unmöglich 
zugeben dürfen! Einigung Deutschlands, Italiens? 
Ja standen denn nicht die Rechte des Erzhauses 
auf die Kaiserwürde im heiligen römischen Reiche, 
die Hoheitsrehte der Häuser von Toskana und 
Neapel, des Papstes, der Signorie von Venedig 
unter ihrem Schutz? Zuletzt: Nationalversammlung, 
Menschenrechte, Revolution im eigenen Lande 
Ludwigs XIV., Antastung der unbeschränkten Herr- 
scherrechte seiner ordnungsgemäßen Nachfolger? 
Und was wäre denn die nächste, die höchste Auf- 
gabe des Bundes gewesen, wenn nicht die unge- 
schmälerte Erhaltung aller Gerechtsame des könig- 
lichen Hauses Frankreih?....... 

Eine Einrichtung also, die alle Folgerungen 
aus veränderten Wirtschaftsverhältnissen, aus ge= 
wandelten geistigen Bedürfnissen bedingungslos 
abgewiesen, der neuen Forderung jedes Jahres und 
Tages nur immer wieder ein hartes rundes NEIN 
 entgegnet hätte! Läßt sich bezweifeln, daß die 
‚Menschen sie bald als Verkörperung drückender 
Zwangsgewalt, als Werkzeug unerträglicher Knec- 
tung angesehen, verabscheut hätten ? 

Läßt sich bezweifeln, daß sie diesem Abscheu, 
diesem Widerstand auf die Dauer nicht hätte 
Trotz bieten können? — Oder wie hätte der 
Bund die Heere des revolutionären Frankreich 
wirksamer bekämpfen sollen, als es die Armeen 
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fast aller europäischen Staaten taten, die ihrer doch 
nicht Herren geworden sind?...... 


Jetzt wird es Zeit sein, die Hilfslinien wegzu- 
löschen, wieder die gestellte Aufgabe vorzunehmen: 
was läßt sih dafür anführen, daß der Völkerbund 
von 1918 nicht die gleihe Wirkung, das gleiche 
Schiksal haben sollte wie der Fürstenbund von 
1713, wenn er gleich diesem vor allem einen be- 
stimmten Rechtszustand erhalten, mithin für alle 
Zeiten befestigen soll, was doch nur eine vorüber- 
gehende geschichtliche Kraftverteilung erzeugt hat? 


* * * 


Ein Blik auf die französische Revolution setzt 
das Unzureihende in dem Plane des Abts von 
Saint-Pierre ohne weiteres ins Klare: bestand 
etwa sein Fehler gerade darin, auch die inneren 
Verhältnisse der Staaten, neben dem Völkerrecht 
auch das Staatsrecht der gemeineuropäischen Ver- 
bürgung zu unterstellen? Wäre nicht jetzt dieser 
Fehler zu vermeiden? 


In der ersten Botschaft des Präsidenten WILSON, 
es ward schon erwähnt, kamen Worte vor, die auf 
eine solche Ansicht zu deuten shienen; auch in dem 
Vorschlag der englischen Fabier wurde sie berührt. 
Wo die politische Notwendigkeit dem Grundsatze 
der Nichteinmischung parallel lief, ward ihm eine 
gewisse Achtung nicht geweigert: solange der Zar 
das mit den Westmäcten verbündete Rußland be- 
herrschte, scheinen Versuche, auf die Art Einfluß 
zu nehmen, wie er seine Herrshaft ausübte, dort 
recht spärlich gewesen zu sein, — wie denn audh 
später die Mittelmächte vor der „Selbstbestimmung“ 
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der Apostel des „Roten Schreckens“ bemerkens- 
werte Achtung an den Tag gelegt haben. Im ganzen 
scheint doch gerade das Herz der Völker, die zum 
Ideal des Völkerbundes am gläubigsten aufblicken, 
der entgegengesetzten Botschaft zuzufliegen: laut 
wird unausgesetzt nach der „Befreiung“ aller er- 
denklihen Völker und Völkerschaften gerufen, ja 
das große Volk der Vereinigten Staaten — es ist 
ein wahres Weltwunder der Geschichte! — hat die 
weisen Lehren seines Präsidenten Monroe vergessen 
und begeistert sich leidenshaftlih für ein Unter- 
nehmen, das ihm (mag auch daran der Drang des 
amerikanischen Reihtums nach Erweiterung seines 
Madhtkreises redlichen Anteil haben) im ganzen 
doch nur als ein neuer Kreuzzug erscheinen kann: 
als ein Versuch, mit Waffengewalt die „wahre Lehre“ 
von der Volksherrschaft unter fernen Völkern aus- 
zubreiten! 

Die Vorstellung, daß es dem allgemeinen Frieden 
dient, wenn jeder sich in jedes andern häusliche 
Angelegenheiten mischt, ihre Ordnung in die Hände 
nimmt, statt dies den Hausbewohnern zu über- 
lassen, läuft auf den ersten Blick allen bürgerlichen 
Erfahrungen, ja dem gesunden Verstande zuwider 
und befremdet darum. Grundsätzlich gedacht bleibt 
es doch richtig, daß sich die innere von der äußeren 
Politik nicht gänzlich trennen, die Wirkung der 
innerstaatlihen auf die zwischenstaatlichen Ver- 
hältnisse nicht einfach. .wegdenken läßt. 

Amerika möchte aus Deutschland eine „Demo- 
kratie“ machen, — schon Sparta richtete in Kerkyra, 
selbst in Athen, überall, wo es nur konnte, eine 
„Aristokratie“ auf; der französishe Konvent 
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stürzte die Throne um, die seinem Griff erreichbar 
waren; METTERNICH bekämpfte allüberall die „Kon- 
stitutionen“; auch das politische System der „Ar- 
beiter- und Soldatenräte“ wird schließlich vor keiner 
Landesgrenze freiwillig Halt machen. 


Der Gedanke, es wäre möglich, die Gebiets- 
grenzen der Staaten für alle Zeiten festzusetzen, 
dabei aber ihren inneren Bewegungen keinerlei 
Schranken zu ziehen, läßt sich niht wirklih zu 
Ende denken: wer den Staaten ihren Umfang ver- 
bürgt, muß auch inneren Umwälzungen entgegen- 
wirken. Soll ein „Völkerbund“ jenes leisten, darf 
er auch vor diesem nicht zurükschreken. Mit dem 
Zeitgeist gibt es keinen Ausgleich auf 50 Prozent. 


# * * 


Es gibt auch Staaten, die überhaupt nur bei 
einer gewissen Staatsform bestehen können: oder 
läßt sich das Reich DSCHINGIS-Chans, das türkische 
Kalifat als demokratische Republik denken? 


Wer Bestand und Grenzen eines solchen Staates 
verbürgt, verbürgt eben damit auch seine Ver- 
fassung, muß die Gegnerscaft aller, die sie ändern 
wollen, auf sich nehmen. 


* * * 


Von schwachen, verfallenden Staaten, deren 
Teile innerlich uneins sind, dabei oft jenseits der 
Grenzen Teilnahme finden, gehen immer wieder 
Beunruhigungen, Friedensbedrohungen aus. Wer 
einen Staat dieser Art erhalten will, muß auch für 
seine innere Beruhigung sorgen. Er setzt sich 
damit den auflösenden Kräften offen entgegen, er- 
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scheint, gegen sie gehalten, als der Hort des Über- 
lebten, Lebensunfähigen. 

1878-1912 haben die Großmäcte das an den 
europäischen Besitzungen der Türkei empfindlich 
genug erfahren. 

Auh ein WVölkerbund, der nur erhalten, 
schützen soll, was irgend einmal rechtens war, wird 
gar bald, hier und dort, und je länger desto öfter, 
in dieser Lage sein. 


. 


* * 3 


a Präsident WILSON möchte nur einen 
„der Verbürgung würdigen“ Frieden unter den 
Schutz des Völkerbundes stellen. 


Kann man’s also — mit redlihem Wahrheits- 
streben — einem Frieden, einem Rechtszustand 
anmerken, ob er „der Verbürgung würdig“ ist 
— und bleiben wird? Lag der Fehler des Abts von 
Saint-Pierre nur darin, daß er einem der Ver- 
bürgung nicht würdigen Zustand ewige Dauer 
verleihen wollte? Hätten es wohlmeinende, aufge- 
klärte Zeitgenossen erkannt, zu erkennen ver- 
mocdt, daß sich diesem Zustand so bald über- 
mächtige geschichtliche Bewegungen entgegenwerfen 
mußten? 

An einem Punkte wohl. Seit Jahrzehnten 
ebbte gerade dazumal die große Türkenflut ab; 
nahe lag da der Gedanke, dieser Rückgang möge 
noch nicht am Ende, vielmehr die Befreiung weiterer 
&ristlicher Völkerschaften von der Herrschaft des 
Halbmonds zu erwarten sein. Warum also gerade 
_ nur das damals schon Erreichte verewigen, den 
Türken alles, was sie noch besaßen, verbürgen? 
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Fast in jeder andern Beziehung war die Zu- 
kunft mit dichten, undurchdringlihen Schleiern 
verhängt: auch der Wohlmeinendste, Aufgeklär- 
teste hätte niht zu erraten vermodt, worin 
der damalige Zustand sich als unhaltbar heraus- 
stellen würde. 

Daß bei einem Überblük über die Verteilung 
der Madht Kolonien ernstlih ins Auge zu fassen 
wären, — dies lag völlig außer dem Gesichtskreise 
der Zeit: der Abt von Saint-Pierre empfahl geradezu 
die Auflassung der überseeischen Besitzungen, die 
doch nichts einbräcten, die Rückberufung der An- 
siedler, deren Arbeitskraft dem heimischen Volks- 
wohlstand entgehe. Wie hätte er da in seinem 
Plane für das britishe Weltreih, für die Unab- 
hängigkeit der amerikanishen Staaten Raum 
lassen können? 

Und wie erst für die nationale Einigung Italiens 
oder Deutschlands, da doch das italienische, das 
deutsche Nationalgefühl als politishe Bewegkraft 
noch überhaupt nicht vorhanden war? Eifrig em- 
pfahl dagegen der Abt dem europäischen Bunde, 
sich bei der Ausarbeitung seiner Verfassung an 
das Vorbild des heiligen römischen Reiches deut- 
scher Nation zu halten! 

Am wenigsten konnte ein Gedanke an Ein- 
schränkung der fürstlihen Mactvollkommenheit, 
an Teilnahme der Bürger an der Gesetzgebung, an 
Volkssouveränität, Revolution die Ideen eines 
Staatsmannes, ja eines Denkers jener Zeit streifen: 
war doc die Losung auch noc vieler damals kaum 
Geborener die unbeschränkte Fürstenmadht, ihre 
Befreiung von den Fesseln überkommener ständi- 
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scher Vorrecte, ihre Hinleitung auf die Ziele all- 
gemeiner Aufklärung, Volksbeglükung ...... 


3% 3 * 


Der Fehler des Abts von Saint-Pierre war 
nicht, daß er eine unzulängliche Verbürgung des 
damaligen Rechtszustandes vorgeschlagen hätte 
oder daß er diese Bürgschaft einem Rechtszustand 
zuwenden wollte, der hinter der Sehnsucht, dem 
Wollen der Zeit zurücgeblieben wäre, — der Fehler 
war: sein Vorsclag zielte auf eine in sich unmög- 
liche Sache: die Geschichte der Zukunft durch einen 
Staatsvertrag vorwegzunehmen, den natürlichen, 
langsamen Gang der Dinge durc ein in Paragraphe 
abgeteiltes Instrument zu ersetzen. 

Will denn niemand heute daraus lernen? 


# * * 


RE SE Aber Präsident WILSON und mit ihm 
so viele glauben doch, daß sich jetzt ein der dauern- 
den Verbürgung würdiger Frieden schließen läßt? 

Wenn sie ehrlich sind und es wirklich glauben, so 
leiden sie an einem Übermaß von Phantasielosigkeit. 


* * 3 


Ein beliebiges, recht weit abliegendes Beispiel: 
Indien! 

Ob dort die Herrschaft Englands auf die Dauer 
wird bestehen können, — wird das davon abhängen, 
was wir jetzt in irgend einen Vertrag schreiben, 
durc feierliche Bürgschaftsklauseln besiegeln mögen? 
— Nicht vielmehr davon, was sich in Indien im 
Ablauf der Jahrzehnte, der Jahrhunderte wirklich 
ereignen wird? 
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Werden sich die Inder fortgehend englische 
Bildung, englishe Anschauungen aneignen? Wird 
umgekehrt indische Religion, indishe Theosophie 
auf die Engländer Indiens steigenden Einfluß ge- 
winnen? Kurz, wird sich in Indien eine rein englische, 
eine neu-indische, eine english-indishe Mischkultur 
ausbilden? Werden nicht mit den englischen Ein- 
wirkungen auf den indischen Geist ostasiatische, 
japanische in vielleicht erfolgreihen Wettbewerb 
treten? Wird endlih diese Entwiklung in dem 
ganzen großen Lande gleichmäßig oder in seinen 


verschiedenen Teilen auf sehr verschiedene Art vor - 


sich gehen? 

Davon wird es doc zuletzt abhängen, ob 
Indien in einigen Jahrhunderten eine englische oder 
japanische Besitzung, ein eigenes Reich oder ein 
Mosaik mehrerer kleinerer Staaten sein wird! Und 
wenn die Verträge der Gegenwart, wenn der jetzt 
begründete oder anerkannte Rectszustand diesen 
die Zukunft bildenden Kräften im Wege sein wird, 
so wird er ihnen weichen müssen, mag er heute 
noch so sehr „der Verbürgung würdig“ erscheinen! 


* * * 


Nicht als ob das, was heute über Indien fest- - 
gesetzt wird, für seine Zukunft schlehthin gleih- 
gültig bliebe (in welchem Fall es für den tiefer 
Blikenden vollkommen zwecklos wäre, sich mit 
öffentlihen Sachen überhaupt zu befassen). 

Läßt sich für die Inder im rechten Augenblick 
angemessener Anteil an den Bildungsmöglichkeiten, 
an der Leitung der öffentlichen Angelegenheiten 
sichern, so wird damit ihre Aussicht auf Ausbildung 


72 


einer eigentümlichen Kultur erweitert, werden für 
eine solche Entwicklung bessere Bedingungen ge- 
schaffen; ob, wieweit sie diese Bedingungen nutzen, 
jene Aussihten zu Wirklichkeit machen werden, 
das wird entscheidend doc erst ihre Leistungs- 
kraft, zuletzt Anlage und Zustand ihrer Rasse, 
bestimmen. 

Der Gärtner kann die junge Pflanze in einen 
. mehr, in einen weniger gemäßen Boden setzen: 
wozu sie aufwäcst, das entscheidet am Ende doch 
nicht er, sondern die Herkunft, die Beschaffenheit 


des Keimes. 
%* ES * 


Undrso überull. ».. .., 

Wir mögen einen ukrainishen, einen slowe- 
nischen, einen georgischen, warum nicht gleich auch 
einen bretonischen, einen baskischen Staat errichten, 
anerkennen, verbürgen, — was sich davon erhalten, 
in Unabhängigkeit behaupten wird, wird doch von 
den inneren Kräften jener Völker, in. ihrem Ver- 
hältnis zu den äußeren Einwirkungen, abhängen. 

Das Fürstentum Albanien, von ganz Europa 
begründet, von ganz Europa anerkannt, ist doch 
jämmerlih zusammengebroden...... 

# #* %* 

Kein Rechtszustand, er mag noch so allgemein 
anerkannt, durch noch so unparteiliche überstaat- 
liche Gerichte geschützt, durch einen noch so mäd- 
tigen Völkerbund verbürgt sein, wird auf die Dauer 
den Schritt der Geschichte aufhalten. 


%* * * 
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Niht daß sich irgend ein gegebener, aner- 
kannter Rechtszustand erhalte, daß er sih auf 
möglichst wenig gemeinshädlihe Art abändern 
lasse, müßte die vorzüglichste Sorge des Menscen- 
freundes, und so auch des Entwerfers von Völker- 


bund-Plänen, sein. 
%* %* * 


Auch in der bürgerlichen Gesellshaft steht 
das Leben nict still; auch hier gibt’s, zwar keine 
Geschichte, aber doch ein Geschehen, ein Sih-Ändern, 
ein Fortrücken: Gewinn und Verlust, Bereicherung 
und Verarmung, Aufblühen und Verfall von Familien, 
von Unternehmungen. 


Warum steht diesem Geschehen die staatliche 
Rechtsordnung nicht im Wege, ist's im Gegenteil 
ihre eigentliche Aufgabe, es zu ordnen und zu regeln, 
sein ruhiges, ungestörtes Ablaufen zu sichern, — 
wenn doc die Geschichte der Völker und Staaten 
bei jedem Schritte die überstaatliche Rechtsordnung 
bedroht, sie fast am Entstehen hindert? 


* 3 * 


Täuschen wir uns nicht selbst! Zum guten Teile 
hemmt die staatliche Rechtsordnung das wirtschaft- 
lihe Geshehen nur darum nicht, weil sie selbst im 
Dienste dieses Geschehens, der bewegenden wirt- 
schaftlichen Kräfte steht! 


Ginge es nach den Wünschen der großen Be- 
sitzer, so wäre jedes große Grundstück Fidei- 
kommiß; die Zunftmeister möchten den Zugang zum 
Handwerk sperren, die Großbetriebe dem Arbeiter 
verbieten, durch Arbeitseinstellung die Erhöhung 
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seines Lohnes zu erzwingen: dann könnten freilich 
keine Grundstücke ihren Besitzern entfremdet, keine 
Handwerker durch glücklichere Wettbewerber rui- 
niert, keine Fabriken durch Beschneidung der Ge- 
winne zu minder einträglichen Unternehmungen 
gemacht werden. 


Auch wo die Gesetzgebung solchen Zumutungen 
widersteht, gibt dafür doch nicht irgend ein allge- 
meiner Rechtsgrundsatz Maß, vielmehr zuletzt 
der überwiegende Einfluß der Bodenspekulanten, 
des Anlage suchenden Kapitals, der Lohnarbeiter- 
Brualten..... 


* * * 


Man redet bei uns so viel vom „Schutz der 
Schwächeren“, erklärt ihn für den besonderen Beruf 
eines „sozialen Königtums“, für eine unabweisbare 
Forderung „sozialpolitischer Einsicht“; und wirklich 
wird die Ausnützung der Leistungsfähigkeit von 
Arbeitern und Angestellten zum Teil begrenzt, 
werden zur Deckung der Staatsauslagen zum Teil 
die Reicheren stärker herangezogen. 


Liegt darin, daß der Strom des wirtschaftlichen 
Geschehens irgendwie von außen, der Recdts- 
- ordnung zuliebe, eingedämmt würde? Nicht vielmehr, 
daß die „Schwächeren“ hier und dort in Wahrheit 
schon die Stärkeren sind, — nicht einzeln, jeder für 
sich, sondern alle zusammen, auch da nicht gerade 
bloß durh ihre wirtschaftlihe Bedeutung, ihre 
physishe Kraft, vielmehr auc sofern sie den 
Beratern des Königs als die weniger unabhängig- 
keitslüsterne, leichter zu gewinnende Klasse er- 
scheinen, die aus ihren Reihen hervortretenden 
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Kopfarbeiter für ihre Lage Mitgefühl werben, die 
öffentliche Meinung entscheidend bestimmen....? 


* * * 


Nachgiebigkeit der Rechtsordnung gegen die 
bewegenden geschichtlichen Kräfte ist natürlih auch 
in der Gesellschaft der Nationen zu erzielen: man 
braucht dazu nur in die internationale Gesetzgebung 
den Grundsatz der Mehrheitsentscheidung einzu- 
führen und das Stimmrecht der Nationen nad ihrer 
Volkszahl, ihrem Reichtum abzustufen:*) dann wird 
sih die Heiligkeit des einmal begründeten, des 
allgemein anerkannten, verbürgten Rechtszustandes 
gewiß keiner Fortbildung, keiner zeitgemäßen 
Neuerung mehr in den Weg stellen...... 

Es wird dann, keine holde Täuschung kann es 
mehr verdecken, etwa so sein, wie es immer 
gewesen ist: die Mächtigen werden das Maß geben, 
die Schwachen sich fügen, — wo aber das Kräfte- ' 
verhältnis zweifelhaft und der Gegenstand lebens- 
wichtig ist, wird schließlich die Gewalt entscheiden. 
ZRDEE Nur von dem ausgehängten Scheinbild eines 
überstaatlihen Rechtes, auf das sich jeder ver- 
lassen, das jedem das seine sichern, vor dem Große 
und Kleine gleich sein sollten, darf dann ein für 
allemal die Rede nicht mehr sein..... 


x 3 * 
Trotz aller gebotenen Einschränkungen sticht’s 


noch immer in die Augen, daß es in der bürger- 
lichen leichter als in der Gesellshaft der Nationen 
*, Eine Zusammenstellung, die dies veranschaulichen mag, 


in dem Gutachten der „Fabier“, Internationale Rund- 
schau vom 25. September 1917,. S. 601. 
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ist, ohne an die rechtlihe Form zu rühren, die 
Tatsachen zu verscieben. 

Warum? 

Die Berechtigten sind dort an und für sich ver- 
gänglicher als hier und lösen sich leichter von den Din- 
gen los, auf die sich vor allem ihre Rechte beziehen. 


» 3 * 


Die Menschen paaren sich, zeugen Kinder und 
sterben. Auch ihren Besitz vereinigen sie, teilen 
ihn wieder, vererben ihn. Eben dieses unvermeid- 
liche, durch die Natur bestimmte Geschehen, dieser 
beständige Fluß ist es, den die Rechtsordnung wie 
einen einmaligen Zustand, ein beharrliches Sein 
sichert: daß sie wirksam ist, aufrecht bleibt, spricht 
sich gerade darin aus, daß solche Vorgänge statt- 
finden, daß Eigentum sich in Familien sammelt, 
sich unter ihre Nachkommen wieder verteilt. 

Neben die natürliche stellt sich die planmäßige 
Vergesellschaftung: Vereine, Handels- und Aktien- 
gesellschaften, Sparkassen. Auch die Bildung, die 
Entwicklung, der Verfall solcher Vereinigungen ist 
in der staatlichen Rechtsordnung vorgesehen, voll- 
zieht sich mit ihrem Willen. 

Auh bei völlig unversehrtem Bestand der 
Rechtsordnung bleibt der Einzelne niemals länger 
Träger von Rechten, als seine begrenzte Lebens- 
dauer es zuläßt; auch Familien bilden sich immer 
wieder neu, lösen sich immer wieder auf; am 
beharrlichsten haften bürgerlihe Rechte noh an 
gesellschaftlichen Unternehmungen, deren Mitglied- 
schaft freilich selbst fortgesetztem Wechsel unterliegt. 


%* % * 
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Träger von Rechten im Völkerbunde müssen 
vor allem die Nationen, die Staaten selbst sein, 
deren natürlihe Lebensdauer sih etwa auf ein 
Jahrtausend erstreckt: daß zu Beginn dieses Zeit- 
raums die Nation selbst aus Bruchstüken anderer 
Völker entstanden sein, daß sie sih an seinem 
Ende vielleicht wieder in solhe Bruhstücke auflösen 
mag, bedeutet nichts für das, was sich in dem 
Jahrtausend selbst ereignet. 


Die Landesgrenze, die vor zweihundert Jahren 
ein Friedensvertrag gezogen hat, trennt noch heute 
dieselben Länder, falls der damals begründete 
Rectszustand heute überhaupt noch aufrecht steht; 
die Grundstüksgrenze, die zur selben Zeit ein 
Richterspruch bestimmt hat, wird heute in den 
meisten Fällen für Besitzer gelten, die ihre alten 
Vorgänger nicht einmal beim Namen kennen, deren 
ganzer Besitz sich anders zusammensetzt. 

Im Staate kann ein und dieselbe Rechtsordnung 
in Wirksamkeit bleiben, auch wenn an die Stelle 
der ursprünglich Berechtigten bis auf den letzten 
Mann andere getreten sind; in der Staatengemein- 
schaft wird, der Regel nad, ein und dieselbe Rects- 
ordnung auch nur für ein und denselben Kreis von 
Berechtigten gelten. 


* * * 


Am ehesten kann noh durh Bündnisse, die 
in vieler Hinsicht den Gesellschaftsunternehmungen 
gleichen, eine Erneuerung des tatsächlichen Madt- 
verhältnisses erfolgen, die doch die alte rechtliche 
Ordnung nicht berührt: Athenischer Seebund, Hansa, 
Eidgenossenschaft, „Mittel-Europa“. Nur durc frei- 
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willige Vergemeinschaftung der vereinzelten Kräfte, 
- durch freiwillige Übertragung eigener Rechte an 
eine Vormadht oder eine neugegründete Gemein- 
schaftsgewalt läßt sich, ohne alte Berechtigungen 
gewaltsam umzustürzen, dem Bedürfnis veränderter 
Weltverhältnisse genügen. 


* %* 3% 


Seit Aufhebung der Leibeigenschaft ist (von den 
verschiedenen Arten des Fideikommisses darf ich 
hier wohl absehen) kein Mensch, noch weniger eine 
Familie, ein Unternehmen, an irgend ein Stück seines 
Besitzes unlösbar gefesselt: je nachdem die innere 
Kraft seiner Wirtshaft sich erhebt oder sinkt, 
breitet er den Kreis seiner Wirksamkeit, seines 
Eigentums aus oder zieht ihn zusammen, erwirbt 
Grundstücke, Betriebsanlagen, Anteile an solchen, 
oder stößt sie ab. So vermag er innerhalb der 
Rechtsordnung, ihrer Absicht gemäß, seinen Wir- 
kungskreis mit seinen Kräften übereinzustimmen. 

Die Nation, der Staot, ist dazu nicht imstande. 
Sie hängt mit dem. von ihr besiedelten Boden, und 
so auch mit allen unbeweglichen Anlagen, die dieser 
Boden trägt, untrennbar zusammen. Sie kann, 
auch wenn ihre Kräfte zu erfolgreicher Bewirt- 
schaftung des ganzen Landes nicht mehr ausreichen, 
doch kein Stück von ihm aufgeben: denn sie gäbe 
damit ein Stück ihrer selbst auf, — die Einzelnen, 
die jenes Stück bewohnen. 

So muß auch das herabgekommene Land noch 
immer laut auf die alten Rechtstitel pochen, die 
ihm den Besitz all seiner Gebiete sichern; und da 
nie eines freigegeben wird, so ist auch keines da, 
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das ein emporkommendes Land neu erwerben 
könnte, — soweit wenigstens herrenlose Länder 
nicht mehr zur Betrachtung kommen. Ja sogar 
überseeische Besitzungen werden nur da leichter 
aufgegeben als heimische Provinzen, wo sie durc- 
weg oder fast durchweg von fremdstämmigen Ein- 
wohnern besiedelt sind. 


Findet nun so der sih sammelnde Reichtum, 
der erstarkende Tätigkeitstrieb einer jungen 
Nation das Feld verschlossen, auf dem er sih zu 
äußern, zu wirken vermöchte — verschlossen durch 
überkommene Recte, durch gültige Verträge, kraft 
deren vielleiht blühende Landstriche unter einem 
alten, verblihenen Banner allmählich verelenden, 
verkommen, — ist's da ein Wunder, wenn sie gegen 
diese Rechte, diese Verträge anrennt, am Ende 
sie gewaltsam zerbricht? 


u; * * 


Daß die Verbindung der Nation mit dem Boden 
unauflöslic sei, daß sie unter keinen Umständen 
eingeschränkt, auch ganz aufgegeben werden könnte, 
das glaube ich nicht. Sicherlich jedoch ist Europa 
für diese Erwägung nicht reif, bedarf das öffent- 
liche Bewußtsein an diesem Punkte noch langer 
Vorbereitung. 


Die meisten Völker leben nicht in ihren ursprüng- 
lichen Wohnsitzen, sie sind in ihre jetzigen Gebiete 
eingewandert, waren somit einst dem Boden 
weniger eng verbunden. Bei allen Nomaden ist 
das noch heute so: im allgemeinen hat erst der 
Adkerbau die Seßhaftigkeit herbeigeführt. Nun 
wird der Ackerbauer zum Wanderhirtentum nicht 
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mehr zurückkehren, — allein weithin ist er bereits 
zu einer anderen Lebensform übergegangen: er ist 
teils gewerblicher Lohnarbeiter, teils Kopfarbeiter 
geworden, hat sich als solcher neuerlich vom Boden 
gelöst. Ein Bergarbeiter, ein Fabriksleiter, ein 
Universitätslehrer, — sie alle üben ihren Beruf bald 
hier, bald dort aus, sind auf das Wohnen in einem 
bestimmten Landesteil keineswegs angewiesen. 


Dem Begriff der Hörigkeit hat sich der der 
„Freizügigkeit“ entgegengesetzt. 


Große Wanderbewegungen sind denn auch vor 
dem Kriege wirklich beobachtet worden: Inlands- 
wanderungen von verblüffender Ausdehnung (Slo- 
waken, Sachsengänger), überseeische Auswanderung, 
millionenfach wiederholt, tief eingreifend selbst in 
den Kreis der Acerbauer. Im Kriege vollends 
haben Millionen gleichzeitig, hier als Kämpfer, dort 
als Flüchtlinge, die angestammten Wohnstätten 
verlassen. 


Wär’ esnun so unmöglich, das, was sich so im 
einzelnen naturgemäß ereignet, wo es not tut, im 
großen absichtsvoll zu wiederholen? 

Wird nicht schon von der Gründung eines Juden- 
staates im Heiligen Lande, von einer Massenaus- 

wanderung von Juden dahin gesprochen? 


Aus den ehemaligen europäischen Besitzungen 
der Türkei, soweit sie in die Hände christlicher 
Regierungen fielen, sind die Mohammedaner meist 
ganz von selbst einernach dem andern ausgewandert: 
hätte man nicht zu demselben Ziele ohne Balkan- 
kriege gelangen können, indem man dem ohnehin 
stets geldbedürftigen Reiche jene Besitzungen friedlich 
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abgekauft, die dort ansässigen Türken enteignet, 
sie mit Mitteln zur Umsiedlung in rein türkische 
Gegenden ausgestattet hätte? 

Würde sih ein ähnliches Verfahren der Aus- 
siedlung nicht auch gegen andere verarmende, 
verfallende Staaten empfehlen? Nicht auch da, wo 
sich immer wieder Kriege daran entzünden, zu ent- 
züunden drohen, daß völkishe Grenzen wirtschaft- 
lihen Bedürfnissen, wirtschaftlih zweckmäßige 
Grenzen nationalen Gefühlen widerstreiten? Dürfte 
man nicht, um Polen den Seeverkehr unmittelbar 
zu eröffnen, lettische Küstenstrihe an der Ostsee 
durch Aussiedlung frei machen? Ja sogar, um Triest 
dem deutsch-slawischen Hinterlande als Hafen 
dauernd zu erhalten, die italienish-national füh- 
lenden Einwohner dieser Stadt friedlich und reichlich 
entschädigt nacı Italien verpflanzen ? 


%* 3% * 
er: die Heiligkeit des heimischen Bodens, 
der väterlihen Scholle..... “I! — Mag sein...... 


Aber das glaube ich einzusehen, daß die Aus- 
siedelung eine der wenigen Maßnahmen ist, durch 
die Kriege wirklich seltener werden könnten. 


* * * 


Weil die Nationen langlebiger und dem Boden 
enger verbunden sind als die einzelnen Bürger, 
darum würde ein Völkerbund für den Fortgang der 
Geschichte ein ungefügeres Hindernis bedeuten als 
es der Rechtsstaat für den ungehemmten Fluß des 
wirtschaftlihen Geschehens ist. 

Wer eine überstaatliche Rechtsordnung errichten 
und dafür sorgen möchte, daß sie wenigstens recht 
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lange inmitten der geschichtlihen Bewegungen auf- 
recht bleiben könne, müßte darauf vor allem sein 
Augenmerk richten, daß veränderte Mactverhält- 
nisse, ohne die Rechtsordnung selbst in Gefahr zu 
bringen, auf drei Weisen friedlih ihren Ausdruck 
finden können: Vereinigung schwäcderer Einzel- 
staaten zu einem mächtigeren Bunde; Abtretung 
zukunftsreicher Gebiete durch verarmende an auf- 
blühende Staaten unter Aussiedelung der Einwohner; 
überwiegender Einfluß der Stärkeren auf die Fort- 
bildung des Völkerrectes selbst, somit weithin 
Mehrheitsentscheidung bei erhöhter Stimmenzahl der 
größeren, reicheren Staaten. 


* * %* 


In der Botschaft des Präsidenten WILSON ist 
von Aussiedelungen keine Rede; Sonderbündnisse 
werden verboten; gefordert wird über alles „Gleich- 
berechtigung der Nationen, die einen Unterschied 
zwishen großen und kleinen, mächtigen und 
schwachen Völkern weder ausdrücklich anerkennen 
noch stillschweigend in sich begreifen darf“ ...... 


Essolldies also eine Rechtsordnung werden, beider 
der Größere, Stärkere, Reichere, Tüchtigere dem Klei- 
neren, Schwächeren, Ärmeren, Untüchtigeren vollkom- 
men gleichsteht, vor ihm gar nichts voraus hat..... 

Da kann sich jeder selbst sagen, wie lange sie 
bestehen wird!*) 


*) Nun ist man (1919) in den umgekehrten Fehler gefallen, hat 
einigen ausgewählten Hauptmäcten und Nebenstaaten 
bedeutende Vorredte eingeräumt. Abweichung des redt- 
lihen Machtverhältnisses von dem wirklichen Kraft- 
verhältnis — erst zu Gunsten der Scütlinge, jett zu 
Gunsten der Sieger: beides gilt gleich viel, wird sih auf 
die Dauer gleich unheilvoll erweisen! 
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Auch das Programm der TAFTschhen Liga zeigt 
wenig Beflissenheit, das Geschicdtswidrige einer 
völkerrectlichen Ordnung doch in den Grenzen des 
Möglichen zu mildern, abzuschwäcden. 


Zur „Ausarbeitung und Kodifikation“ des inter- 
nationalen Rechts (nicht etwa zu seiner Abänderung, 
Fortbildung!) sollen von Zeit zu Zeit „Konferenzen“ 
einberufen werden; ihre Beschlüsse „haben Gesetzes- 
kraft, wenn innerhalb einer gewissen Frist keiner 
der kontrahierenden Staaten dagegen Einspruch 
erhoben hat“: mit anderen Worten, der „Bund 
für internationale Rechtsordnung“ möge sih den 
ehemaligen polnischen Reichstag mit seinem Liberum 
vefo zum Vorbilde nehmen! 


* * #* 


Wie soll sih demnach scließlih an den Rects- 
verhältnissen etwas ändern? Denn daß sich diese 
gleich bleiben, während sich in Wahrheit die Madt- 
verhältnisse verschieben, kann doch nicht wohl des 
Strebens höcstes Ziel sein, die „internationalen 
Gerihtshöfe“ aber, denen bei „internationalen 
Streitigkeiten juridisher Art die Rectsfrage.... 
zu unterbreiten ist“, können doch gar nicht anders 
urteilen als zu Gunsten des schon bestehenden, 
somit des alten, vielleicht der Abänderung längst 
bedürftigen Rechtes! 


„Beim Konflikt von Ansprüchen oder Interessen“ 
ist „das Gutachten eines Vermittlungsrates einzu- 
holen“. Vernünftig und gut, nur dem Wesen der 
Sache nach nicht neu! Denn den Versuh, zwischen 
den auseinandergehenden Anspruchsrichtungen eine 
mittlere Linie zu finden, haben auch schon bisher 
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die Diplomaten, die vermittelnden Neutralen unter- 
nommen, und etwas anderes können auch die Mit- 
glieder eines Vermittlungsrates nicht tun..... 


Eu * * 


Ein wahrer Frevel wär’ es, in so ernsten Dingen 
sich vom Reiz des Widerlegens mitreißen zu lassen, 
das gute und richtige bloß darum, weil es nicht neu 
ist (wenn’s auc vielleicht dieser oder jener dafür 
hält), herabzusetzen! 


"Wo Zeitablauf nicht schon der Entscheidung 
selbst vorgreift, sollte sicherlih der Versuh nicht 
unterlassen werden, durch Vermittlung die Gegen- 
sätze auszugleichen: unmittelbare Verhandlungen 
beteiligter Staaten, vermittelndes Eingreifen einer 
unbeteiligten Macht, das Gutachten eines besonders 
eingesetzten Vermittlungsrates, — was im einzelnen 
Falle eher zum Ziel führt, das sollte ergriffen 
werden. Nur über eines gibt’s dabei keine Täu- 
schung: der freiwillige Vergleich wird nur zuwege 
kommen, wo auch eine gewaltsame Entscheidung 
möglich ist; denn wo kein Teil zu fürchten hat, 
diese könnte gegen ihn ausfallen, was sollte ihn 
bewegen, dem Vergleich zuzustimmen, seine Höchst- 
forderung herabzusetzen ? 


3% * 3 


Ohne Prozeß kein Vergleich, ohne Krieg keine 
Vermittlung: nur in einer Welt, in der zuletzt die 
Mact entscheidet, kann der Wunsch, dieser Ent- 
scheidung auszuweichen, zur friedlichen Verein- 
barung führen; nur in einer solchen Welt wird der 
Schwäcere dem Stärkeren nachgeben, werden gleich 
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Starke, wo es nicht geradezu um ihr Leben geht, 
zu gegenseitigem Zugeständnis bereit sein. 


* * %* 


Wird jemand sagen, jeder Streit ist durch 
Vergleich zu schlichten, wo immer Ansprüche auf- 
einanderstoßen, sei es beider Teile Pfliht, einander 
entgegenzukommen, die Erfüllung dieser Pflicht 
habe der Völkerbund zu erzwingen?....... 

Aber wenn ih jedem Anspruch auf das, was 
mir gehört, doch bis zu einem gewissen Punkte 
nachgeben muß, in keinem Augenblik also sicher 
bin, das Meine ruhig zu besitzen, — darf man da 
noch von einem Rectszustande reden? 

Würde so nicht vielmehr gerade der Wunsch, 
dem Völkerreht erhöhte Sicherheit zu geben, 
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V. WELTSTAAT, VÖLKERBÜNDE, ÜBER- 
STAATLICHE RECHTSORDNUNGEN. 


Die Lebensdauer einer Nation ist so lang, in - 
dem von ihr bewohnten Lande ist sie so fest ge- 
wutzelt, kurz ihr Beharrungsstreben ist so stark, 
ihr Lebenstrieb so heftig, daß sie in eine ent- 
scheidende Verschlimmerung ihrer Lage, solange nur 
irgendwelche Aussicht auf Rettung offen bleibt, sich 
niemals gutwillig fügen, ihr, wo’s nötig wird, auch 
gewaltsamen Widerstand, alle rechtlichen Bindungen 
zur Seite streifend, entgegensetzen wird. 


Gescichtlihe Veränderungen, auch solche, die 
die Lage einer oder der anderen Nation entscheidend 
verschlimmern, treten aber unabhängig vom guten 
oder bösen Willen der Menschen ein: eine Rechts- 
ordnung, die das notwendig Zerfallende zusammen-, 
das notwendig zueinander Strebende auseinander 
halten soll, wird Allen bald zur Qual; es gibt auch 
keine, die sich gegen den Andrang umwandelnder, 
auflösender Kräfte dauernd behaupten könnte. 


Selbst in einer die ganze Menschheit umfas- 
senden Rechtsgemeinschaft sind der Nationen viel 
zu wenige, sind ihre Interessen viel zu sehr ver- 
flochten, ist ihre Größe und Mact zu ungleich, als 
daß sie alle sich auf die unparteiliche Gerechtigkeit 
der überstaatlichen Gerichte beruhigt verlassen, der 
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für alle Fälle gesicherten Vollstrekung ihrer Sprüche 
mit Zuversicht vertrauen dürften. 

So ist denn als wirkliche Rechtsgemeinshaft, 
der bürgerlichen Gesellschaft vergleichbar, ein solcher 
Weltstaat undenkbar: entweder wird er überhaupt 
nicht zustandekommen oder er wird in den Formen 
des Rechts die Herrschaft der einen über die andern, 
etwa der Angelsachsen und Japaner über die an- 
deren Völker, bedeuten. 


* 3 * 


Ist denn aber ein Völkerbund nur als Welt- 
staat möglich? Ist überhaupt eine überstaatliche 
Rechtsordnung nur in einem Völkerbunde denkbar? 


* * * 


Könnte es nicht auch einen Bund von Völkern 
geben, der nicht die ganze Menschheit umfaßte, — 
nicht auch eine Rechtsgemeinschaft, umfassender als 
die staatliche, die indes nicht einige wenige Staaten 
oder Völker, vielmehr unmittelbar eine große Zahl 
kleinerer Gemeinschaften zur Einheit verbände? 


* * * 


Wär’ eine Gesellschaft vieler kleiner Gemein- 
wesen dem Rechtsstaat nicht ähnlicher als ein Bund 
weniger großer Völker ? 

Würde nicht auch das Entstehen mehrerer 
solcher Gesellshaften der Bildung der einzelnen 
Staaten gleichen, da doch diese vor allem auf die 
gemeinsame Behauptung nach außen hingeordnet 
war, ein Weltbund dagegen sein einziges Ziel in 
der Erhaltung innerer Ruhe suchen müßte? 


* * * 


88 


4 


Sollte also der Vergleich mit der bürgerlichen 
Gesellschaft den geschärften Blick gar nicht auf den 
Völkerbund, den Weltstaat leiten? 


»% * * 


DREH Um die ewigen Unordnungen, so lautet 
die ietisch- Kinderfabel, die beständige Un- 
sicherheit zu beseitigen, aus dem kriegerischen 
Naturzustand in einen befriedeten Rechtszustand 
überzugehen, sind die Einzelnen zur bürgerlichen 
Gesellshaft zusammengetreten, haben die staat- 
liche Rechtsordnung aufgerichtet und anerkannt..... 

.. 80 ..... noc jetzt die Nationen ...... fort- 
währende Rüstungen, zahllose Kriege. Soll dies... 
anders werden, so müssen die Staaten dem Vor- 
gange der Einzelnen folgen: sie müssen eine all- 
gemeine Staatengesellschaft bilden, in dieser eine 
: überstaatliche RE gründen und sich ihr 
unterwerfen.....:..... 


Ist es aber auch wahr?? 


%* 3 * 


Hat sich jemals aus Einzelnen ein Staat 
gebildet? 


Ist je einer ee, worden, bloß um Un- 
ordnungen, um der Unsicherheit ein Ende zu setzen ? 


%* * % 
Nichts ist gewisser als daß niemals Menschen 
einzeln gelebt haben, — sie lebten allezeit in 
Gruppen: in Familien, in Sippen oder Clans, in 


Horden, in Dorf- und Talshaften, ih darf kurz 
sagen: in Geshlecdhtern und Stämmen. 
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Niemals gab’s drum auch einen Krieg aller 
Einzelnen gegen alle Einzelnen (gibt es doch einen 
solchen nicht einmal unter den Tieren!), höchstens 
einen Krieg der Geschlechter und Stämme — der 
Gruppen — gegeneinander: alle Stammesfehde, 
alle Biutrache, alle Unordnung und Unsicherheit 
fällt vor, findet statt zwishensoldhen Gruppen. 

Auch nur aus solhen Gruppen entsteht daher 


ein Staat. 
* %* %* 


Wie entsteht aus Geschlechtern, aus Stämmen 
ein Staat? 

Entweder ein Geschlecht, ein Stamm unter- 
wirft mehrere andere, zwingt sie alle unter seine 
Herrschaft, kehrt nun ihrer aller Kraft vereint gegen 
seine Feinde, — oder jene ordnen sich ihm frei- 
willig unter, stellen ihn für eine gewisse Zeit, 
später auch wohl für immer, an ihre Spitze, geloben 


ihm Gefolgshaft zum Angriff, bei der Abwehr..... 
#* x * 
Freiwillige, — unfreiwillige Unterordnung, das 


mact zuletzt nicht soviel aus: auch die Zwangs- 
herrschaft dauert nicht ewig, wenn ihr die Beherrsh- 
ten beharrlich widerstreben; lassen diese sich sie 
gefallen, so ist's ein Zeichen, daß sie sich darein 
gefügt, damit abgefunden haben. 


x * #* 
Der Zwang zu gemeinsamer Abwehr, der Wille 
zu gemeinsamem Angriff, in jedem Falle die Not 


gemeinsamen Kampfes ist's, die zuerst Geschlechter 
und Stämme zusammenführt, den Staat begründet, 
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— das bezeugt die Geschichte tausendfad, das liegt 
auch ein für allemal in der Natur des menschlichen 
Herzens, das auf volle Freiheit nur da zu ver- 
zichten, sich mit ihrem Verlust nur da dauernd abzu- 
finden bereit ist, wo sonst völlige Unfreiheit droht: 
nur als Rettungsmittel gegen die Knechtung durch 
einen Fremden scheint die Unterordnung unter den 
 Nacbarn, den Stammverwandten erträglich. 


%* * * 


Notgedrungen anerkannter, freiwillig einge- 
räumter Oberbefehl, — hier keimt auch die 
- Idee staatlicher Rechtsordnung auf: Streitigkeiten 
unter den Teilnehmern an einem Kriegszuge ihrer 
eigenen Auseinandersetzung überlassen, bei ihnen 
Selbsthilfe dulden, hieße den Erfolg des Zuges 
gefährden; Ilion kann nicht erobert werden, solange 
Agamemnon und Adill, Odysseus und Aias hadern. 


3 * * 


Schon in jeder Gruppe (Sippe, Stamm) steht 
dem Führer (Ältesten, Häuptling) eine Art von 
Gerichtsbarkeit zu; die Gruppen untereinander 
dagegen nehmen eine solche erst auf sich, wo sie 
schon einer gemeinsamen Befehlsgewalt unter- 
stehen: bloß „um die ewigen Unordnungen, die 
beständige Unsicherheit zu beseitigen“, begründen 
die Geschlechter, die Clans eine bürgerliche Rects- 
ordnung nur in den Köpfen rükblickender Träumer. 


% %* 3% 
Niht als ob nicht auc Indianer-, Beduinen-, 


Albanesenstämme den Unsegen endlosen Zwistes, 
stets erneuter Fehden empfänden, als ob niht auch 


al 


ihre gelichteten, erschöpften, verblutenden Scharen 
sich nach Ruhe sehnten, die Notwendigkeit einsähen, 
dem Kampf ein Ziel zu setzen, sich zu vertragen! 


Wie aber werden sie dieser Einsiht gerecht? 


#* %* #* 


In einfachen Verhältnissen vereinbaren vom 
Kampf ermüdete Stämme für eine gewisse Zeit, 
nicht selten auch „für immer“, einen Waffen-Still- 
stand, schwören Urfehde, — Albanesen nennen’s eine 
Beza. Ebenso, um einander die Teilnahme an 
gewissen gemeinsamen Veranstaltungen (Märkten, 
Wettspielen) möglich zu macen, ja um zu Raub- 
oder Kriegszügen sich zu vereinigen. 


Allein eine Beza bedeutet wohl eine Atem- 
pause, — keineswegs dagegen gesicherten Frieden 
oder auch nur den Anfang eines staatlich geordneten 
Rechts. Denn wenn die Beza gebrocen, ein neuer 
Überfall verübt, der Kampf wiederum aufgenommen 
wird — was hat der Friedensstörer zu befürchten? 
Nichts anderes kann sich ja ereignen als eben das, 
was er will: daß der Stillstand zu Ende geht, der 
Kampf wieder beginnt. 


Es ist ein in die Augen stechendes Beispiel 
„unvollkommenen“, halben Rechtes! 


Ko * * 


Ganz anders, wenn der Waffen-Stillstand nicht 
nur vereinbart, beschworen, — wenn er geboten 
wird, wenn ihn den streitenden Teilen ein dritter, 
mächtigerer auferlegt, seinen Bruh zuahnden 
fähig und gewillt ist: nun erst wird aus derBeza 
ein Friede, nach dem treffenden Worte der 
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deutschen Rectsbücder der Friede dessen, der 
ihn geboten hat, wo dies der König ist, des 


Königs Friede! 
#* * * 


Der Befehlshaber, — mag er sih nun durch 
die Gewalt der Waffen selbst dazu gemacht haben, 
mag er durch Wahl, durch Übereinkunft dazu be- 
stellt worden sein, — der Befehlshaber ist der 
Friedensstifter; er ist zugleich notwendig der Richter. 
Denn sollen seine Gefolgsleute, seine Untertanen 
ihr Recht nicht selbst ausfechten, was bleibt ihm 
übrig, als ihnen einen Richter zu setzen, zuletzt 
die Entscheidung über ihre Ansprüce selbst an sich 
zu ziehen? Königsfriede — Königsgerict! 


%* * %* 


Geschlechter und Stämme bilden, zusammen- 
gezwungen oder zusammentretend, den einfachsten, 
ursprünglichsten Staat. In diesem aber vermögen 
sie sich nicht dauernd zu erhalten; der Staat zer- 
bricht sie, löst sie in ihre Urbestandteile auf: 
früher oder später setzt er sich nicht mehr aus 
Geshle&htern und Stämmen zusammen, besteht 
vielmehr unmittelbar aus den einzelnen Bürgern. 


* * %* 


„Die einzelnen Geschlechter oder Stämme waren 
zu mächtig, sie bedrohten schließlich das Ansehen, 
die Stellung des Fürsten“, — so etwa berichten 
immer wieder die Geschichtserzählungen. Blicken 
wir wirklich auf den Grund, so sehen wir doch noch 
etwas anderes. 
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Ein Bund einiger Geshlehter oder Stämme 
wäre eine Gesellshaft von derselben Art wie der 
von Präsident WILSON geplante Völkerbund: sie 
würde sich aus wenigen, langlebigen, meist 
ungleich starken Einzelgruppenzusammensetzen; 
es gäbe in ihr keine Gewähr für die Unparteilich- 
keit noh auch für die gesicherte Vollstrekung von 
Rechtsentscheidungen; die Bundesverfassung, ein für 
allemal festgesetzt, würde den Verhältnissen der 
Wirklichkeit bald nicht mehr genügen ....... 


* %* * 


Daher pflegt sich denn ein bloßer „Bund“ von 
Gesclechtern oder Stämmen als solcher nicht lange 
zu behaupten: oft verfällt oder zerfällt er; sonst 
saugt entweder der herrschende, führende Stamm 
die übrigen auf, oder die neueingesetzte Bundes- 
gewalt drängt allmählich die alten Einzelgewalten 
zur Seite. In beiden Fällen entsteht eine Gesell- 
schaft zahlreicher, kurzlebiger Einzelner, — eben 
die bürgerliche Gesellshaft, ganz eigentlih der 
Nährboden für Recht und Moralität. 


* * x 


Annähernd sind diese Einzelnen auh „gleich 
stark“, — nämlih in dem Sinne, auf den es hier 
ankommt: wohl gibt es unter ihnen Herrschende 
und Dienende, Reiche und Arme; allein es gibt im 
Staate viele Herrschende und Dienende, viele 
Reiche und Arme: solange diese mehr gruppen- als 
klassenweise zusammenhängen (hier ein Grund- 
besitzer, ein Unternehmer, dort ein anderer, jeder 
mit seinen Pächtern, Hörigen, Knecten, Arbeitern), 
gibt’s unter diesen Gruppen Gleichgewicht der Macht, 
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eigentlihe Rechtsordnung. Sobald freilih das 
Gefühl klassen mäßigen Zusammenhangs sich vor- 
drängt (so daß nun alle Herren gegen alle Knechte, 
hier die Unternehmer, dort die Arbeiter stehen), 
ist's um den wahren Sinn des Rectsstaates ge- 
schehen: zwischen den „zwei einzigen“ Klassen 
einer Gesellschaft ließe sich ein gesichertes Rects- 
verhältnis nicht leichter aufrecht halten als unter 
den „zwei einzigen“ Staaten der Erde...... 

Vielleicht ist es noch mehr die allgemeine Sehn- 
sucht, in der Gesellshaft ein neues rechtliches 
Gleichgewicht hergestellt zu sehen, als das Ver- 
langen derer, die Mangel leiden, ihren wirtschaft- 
lihen Zustand zu verbessern, was die soziale 
Unruhe unserer Zeit hervorruft. 


* * * 


Wenn die Eingliederung in die staatliche Rechts- 
ordnung für das einzelne Geschlecht, den einzelnen 
Stamm früher oder später die Auflösung, Besei- 
tigung bedeutet, so wird erst recht deutlich, weshalb 
nur die Not des Kampfes um’s Leben, der Wille, 
dem Untergang zu entrinnen, den Entshluß zu 
solcher Eingliederung herbeiführt: keine gesicherte 
Rechtsordnung ohne gemeinsame höchste Befehls- 
gewalt; neben dieser aber kann sich die Autorität 
des Gesclechtsältesten, des Stammeshäuptlings 
nicht lange erhalten: sie muß vor der Staatsgewalt 
zurückweichen, endlich verschwinden, oder gleitet 
doch bis zur Ebene der Bedeutungslosigkeit herab. 


* E #* 


Was von der Entstehung der ersten, einfachsten 
Staaten gilt, das hat doch, wenngleich vervielfacht 
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und verwickelt, auf einer höheren Stufe auch für 
die Bildung von . mächtigen Reichen, von großen 
Bundesstaaten Geltung. 


* * #* 


Frankreich und Rußland, Italien, das römische, 
das alte und das neue deutsche Reich, Österreih- 
Ungarn, die schweizerische Eidgenossenshaft und 
die Vereinigten Staaten von Nordamerika, — reflek- 
tieren wir darauf, wie sie alle begründet wurden, 
— welh ein verwirrend buntes Nebeneinander! 
Ein Hauptvolk, das nah und nad kleinere Neben- 
völker aufsaugt; derselbe Vorgang rasch, plötzlich, 
im Verlauf weniger Jahre; ein Staat zwingt immer 
neue Staaten zu einem Bündnis, stellt sich an ihre 
Spitze, wirft sich zur Vormadt auf, entzieht ihnen 
alles selbständige Leben, wiederholt dies wieder 
und wieder, jahrhundertelang; auch dieser Vor- 
gang zusammengezogen in die Spanne weniger 
Jahre; eine begrenzte Zahl von Stammesherzogen, 
Fürsten,. Landesherren, die einen aus ihrer Zahl 
als König, als Kaiser an ihre Spitze stellen; drei 
große Staaten, die durch Ehe- und Erbverträge zur 
Einheit einer Monarchie verschmelzen; zahlreiche 
kleine Freistaaten, die sich freiwillig zu dauerndem 
Büdnis zusammenscließen. 


* * * 


Zweierlei läßt sich doch in all dieser Mannig- 
faltigkeit festhalten: wo der Großstaat, das Reich 
zu gesichertem, dauerndem Bestande gelangt, da 
müssen die Teilstaaten, wo sie sih überhaupt er- 
halten, doch soweit zur Seite weichen, daß sich 
früher oder später ein unmittelbares Verhältnis 
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des Einzelnen zum Großstaat, ein großstaat- 
lihes Bürgerredt, herstellt, das Reih nun doch 
auf der unübersehbaren Zahl der ihm zugehörigen 
Einzelnen dauernd ruht. 

Wo es soweit nicht kommt, das Reid ein bloßer 
Verband einiger weniger, am Ende gar zweier, Teil- 
staaten bleibt, da fehlt’s doch auch an der eigentlichen, 
„vollkommenen“ staatlichen Ordnung, da gibt’s kein 
Mittel gegen fortwährende Unruhe und innere Zerris- 
senheit, fortschreitenden Verfall, endlichen Untergang. 


#* #* * 


Dauernde Rechtsgemeinschaft zweier gleich- 
berechtigter, keiner höheren Gewalt untergeordneter 
Staaten ist ein Unding, aus einem solchen Verhältnis 
muß die Einheit oder die Trennung hervorgehen: 
England und Schottland sind zu dem einen König- 
reich Großbritannien verschmolzen, die schwedisch- 
norwegische Union hat sich aufgelöst; auch für die 

- Verbindung von Rußland mit Finnland, leider muß 
ich fortfahren: auch von Österreich mit Ungarn, 
läßt sich kein anderer Ausgang vorhersehen. 


* * Li: 


Aber auch fünf, zehn, zwanzig, zweihundert 
Staaten, zu einem losen Verband zusammengetreten 
oder -gezwungen, bilden kein wahrhaft rechtlich 
geordnetes, inneren Dauerfriedens sicheres Reich, 
das vielmehr nur auf Hunderttausenden, auf Mil- 
lionen von Reichsbürgern verläßlich ruhen kann. 

Förmlich ein mikrokosmisches Spiegelbild dessen, 
was ein bloßer Völkerbund heute sein könnte, sieht 
vor sich, wer auf das heilige römische Reich deut- 
scher Nation zurükblickt, — zur Zeit der Stammes- 
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herzoge, zur Zeit der Kurfürsten, Fürsten, Städte 
und Herren, erst recht zur Zeit der großen, mädh- 
tigen Einzelstaaten. 


Stehen die Sachsen an der Spitze, so empören 
sich die Bayern; führen die Schwaben, so meutern 
die Sachsen. Stellt man einen kleinen, rechtschaf- 
fenen Herrn, einen Grafen von Habsburg oder 
Luxemburg an die Spitze, so erweist er sich ohn- 
mächtig; weiß er sich ausreichende eigene Madt 
zu verschaffen, so fühlen sich die anderen zurük- 
gesetzt, bedroht, so hater wohl aud selbst nicht mehr 
das gemeine Beste vor allem im Auge. Entwickeln 
sih einzelne Teilstaaten zu großen Weltmäcten, 
so vertrocknet das Reich selbst zur bloßen Form, 
zu einem Anhängsel unter anderen Mactmitteln 
des führenden Teilstaats: die Ereignisse gehen vor 
sih, Verträge werden geschlossen und gebrochen, 
auf dem Boden des Reiches werden Schlachten 
geschlagen, als gäb’ es kein Reich! 


* * * 


Nicht besser wäre das Schicksal eines Völker- 
bundes, der bloßer Völkerbund bliebe: zu einer 
wahrhaft dauernden, innerlih befriedeten über- 
staatlichen Rechtsgemeinschaft könnt’ er nur werden, 
wenn er sih gegen die Völker, die Staaten, aus 
denen er sich gebildet hat, kehrte, ihrer Einheit 
ein Ende machte, sie in ihre Bestandteile, in kleinere, 
zahlreichere Gemeinwesen auflöste, — so zahl- 
reih, daß er sich nun wirklich mit einem Recdts- 
staate, das ist mit einer Gesellshaft unabseh- 
bar vieler Einzelner, vergleichen könnte. 


x * * 
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Das ist nicht undenkbar, nur muß man sich 
klar machen, was es bedeutet. 


#* * 3 


In was für Einheiten läßt sich ein Volk, ein 
Staat zerlegen? 

Schon die Bezirke der europäischen Staaten 
würden zusammengezählt auf eine sehr ansehnliche 
Zahl führen. . 

Vielleicht wird sich die Menschheit in Zukunft 
vor allem nach wirtschaftlichen Einheiten gliedern: 
dann dürfte man sich eine Nation zusammengesetzt 
‚denken aus einzelnen Unternehmungen, Betrieben. 

Um nur irgendwie meinen Gedanken anschaulich 
zu machen, will ich einmal annehmen, in unserer 
Zeit lasse sich ein Staat am leichtesten in Ge- 
meinden zerlegen: könnte nun die überstaatliche 
Rectsgemeinshaft etwa als Verband aller 
Gemeinden Europas gedadt werden? 


* * %* 


Wäre ein solcher Verband erst einmal zustande 
gebracht, die Schwierigkeiten, die einen bloßen 
Völkerbund belasten müßten, wären ihm nicht 
im Wege. 


%* 3 * 


Die Durchscnittszahl der Einwohner einer 
europäischen Gemeinde ist bei weitem größer als 
die Zahl der europäischen Nationen, die Zahl der 
europäischen Gemeinden mithin um vieles kleiner 
als die Durchschnittszahl der Bürger in einem 
europäischen Staate: nichstdestoweniger ist diese 
Zahl immer noch so groß, daß es dem Verbande 
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dieser Gemeinden leicht wäre, zur Entscheidung 
der Streitigkeiten unter seinen Mitgliedern unpar- 
teiishe Gerichte zusammenzusetzen und deren 
Urteile durch eine Verbandsgewalt vollstreken zu‘ 
lassen, mit der sich keine einzelne Gemeinde an 
Mact vergleichen könnte. 


* * * 


Wo könnte man fünf Männer finden, die einem 
ernsten Zerwürfnis zwischen Deutschland und Eng- 
land mit völliger Freiheit des Urteils, des Gefühls, 
des Interesses beiwohnen, von deren Unbefangenheit 
überdies die ganze Welt, ja die große Mehrheit 
aller Engländer und Deutschen selbst, überzeugt ist? 


Wie dagegen sollte man nicht ohne jede Mühe 
fünf Männer finden, die auch auf den ernstesten 
Streit von Manchester mit Liverpool, von Hamburg 
mit Bremen kühl, gleichgültig bliken, denen audh 
kein Mensch eine Vormeinung über diesen Streit 
zumuten wird? Die persönliche Eignung und Ehren- 
haftigkeit jedes Einzelnen vorausgesetzt, müßten 
Vertreter von London und Berlin, Rom, Budapest 
und Moskau dieser Forderung völlig genügen. 


* * * 


Einen überstaatlichen Urteilsspruh selbst nur 
gegen Deutschland allein zu vollstreken, würde an 
jeden Teilnehmer des Völkerbundes die härteste 
Anforderung stellen; ihn Nordamerika aufzuzwingen, 
wäre so gut wie unmöglich. 


Dagegen Berlin oder selbst New-York durch 
Absperrung oder auch mit Waffengewalt zur Unter- 
werfung unter einen solchen Spruch zu nötigen, 
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ist für die übrige Welt nicht bloß möglich, 
es ist leicht, wenn dazu Leipzig wie Köln, 
Boston wie Philadelphia, Paris wie London, im 
äußersten Falle ein aus Bayern und Friesen, 
Kaliforniern und Kanadiern, Schotten, Schwei- 
zern, Türken und Kroaten gebildetes Ordnungs- 


Korps mitwirkt. 
%* * 


Ein überstaatliher Gemeindeverband könnte 
aus der Vielheit unabhängiger Staaten sowenig 
unmittelbar entstehen wie der bürgerliche Rechts- 
staat aus dem Nebeneinander mehrerer Geschlechter 
oder Stämme; wie aber diese, wenn sie eine 
dauernde Vereinigung hervorbringen wollen, not- 
wendig eine gemeinsame Obergewalt schaffen 
müssen, welche Obergewalt dann, kaum gebildet, 
den Rectskreis der Geschlechter, der Stämme ein- 
zuengen, ihre Einwirkung unmittelbar auf die ein- 
zelnen Bürger zu erstrecken beginnt, — — so kann 
sich auch aus selbständigen Nationen ein wirklich 
haitbarer Völkerbund nur bilden, wenn zugleich. 
eine starke Bundesgewalt eingesetzt oder doc 
anerkannt wird; diese aber wird unverzüglich, über 
die Köpfe der Staaten, der Nationen hinweg, auf 
deren Teile, die Bezirke, Betriebe, Gemeinden 


einzuwirken suchen. 
%* 3% % 


Schon heute, bei der bloßen Vorbereitung eines 
Völkerbundes in Gedanken und Reden, zeigt sich’s 
deutlich, wie er, um auch nur die gröbsten, am 
offensten zutage liegenden Gegenstände zwischen- 
staatlicher Streitigkeiten aus dem Wege zu räumen, 
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tief in die Verhältnisse der einzelnen Nationen ein- 
greifen müßte. 


Was fordert nicht allein der Schutz nationaler 
Minderheiten! Sollen die Rechte der Armenier gegen 
die Türken, der Slowaken, der Rumänen gegen die 
Ungarn, der Slowenen gegen die Deutschen, der 
Iren gegen England sichergestellt werden, so werden 
auh die Beschwerden der Kurden gegen die 
Armenier, der Juden, der Ruthenen gegen die 
Polen, der Deutschen in Cilli und Gottschee gegen 
die Slowenen, der Italiener in Triest und Fiume 
gegen die Kroaten, der Ulsterleute gegen die 
Iren entgegengenommen, geprüft, erledigt werden 
müssen. 

Eine Gesellshaft aber, in der alsbald nad 
ihrer Gründung Cillier und Gottscheer, Triestiner 
und Fiumaner als eigenberehtigte Mitglieder her- 
vortreten, wäre kein bloßer Völkerbund, keine 
bloße Gesellshaft der Nationen mehr: sie hätte 
sih schon halb und halb in einen Verband von 
Gemeinden oder Bezirken, kurz von Volksteilen, 


verwandelt. 
3 * * 


Die Gegensätze der Volksteile einem überstaat- 
lichen Gericht überantworten, — das klingt friedlich, 
harmlos; es besagt aber: diese Gegensätze sollen 
von FREMDEN entschieden werden! 

Wenn Amerikaner das Reht und die Madt 
haben sollen, das Verhältnis von Gottschee zu 
Laibachh, von Fiume zu Agram zu ordnen, könnte man 
dann noch von ÖSTERREICH reden, würde dies Wort 
noch irgend etwas bezeichnen als bloß einen geogra- 
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phischen Begriff? Es würde ja — mag man es aus- 
sprechen oder nicht — bedeuten, daß uns jene 
Amerikaner regieren! 

Es gibt keine Täuschung: in einer überstaat- 
lichen Rechtsordnung, die ernst zu nehmen ist, ist 
kein Raum für die Selbständigkeit, die Unabhängig- 
keit, die SOUVERÄNITÄT der einzelnen Staaten. 


* * * 


Begrifflich ist Souveränität gleich Souveränität; 
in der Wirklichkeit werden verschiedene Nationen 
gegen das Hereinsprechen Fremder in die eigenen, 
heimischen Angelegenheiten sehr Aerschieden emp- 
findlich, sehr verschieden unnachgiebig sein ...... 

Im Völkerbunde hätten nicht nur Amerikaner 
über Gottschee, es hätten auch Russen über Metz, 
Griechen über Wales, Ungarn über Texas, über die 
Negerfrage in den „südlichen Staaten“ mitzuent- 
scheiden. 

Werden Deutschland, England, Amerika so auf 
die Ausübung ihres Hausrechtes verzichten, außer 
wenn sie fühlen, es ging’ ihnen sonst ans Leben?? 

Werden sie freiwillig selbst jene Bundes- 
gewalt anerkennen, nein, einsetzen, die ihnen binnen 
kurzer Zeit die Verfügung über ihr Eigentum aus 
der Hand nehmen muß? 


X #* Ro * 


Aber stehen nicht auch diese Mächte nad un- 
zähligen Kriegen, und nun nach dem letzten, ärgsten, 
mit verspritzter Volkskraft, zerrütteter Wirtschaft 
vor den Trümmern ihres Wohlstandes? Wäre das 
wirklih noh ein freiwilliger Entschluß, nad 


einem Plan zu greifen, der die Fortdauer solchen 
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Elends zu begrenzen, seine Wiederkehr abzuwehren 
verspricht? 

Es wird alles auf das Ende des Krieges an- 
kommen. 

Findet es den einen Teil aufrecht, den andern 
zu Boden gezwungen (und das könnten naturgemäß 
nur wir, die kleine Minderheit, die Mittelmächte, 
sein!), dann könnte es geschehen, daß die weiße 
Rasse sich zeitweilig unter angelsächsischer Führung 
zusammenfindet, daß amerikanische Billionäre und 
Flugzeug-Legionen, englishe Überdreadnought- 
Massen eine Bundesgewalt begründen und tragen, 
stark genug für eine Zeit dem Erdkreis die pax 
Britannica aufzuerlegen, ein großes Weltreich 
zu begründen, die einzelnen davon umsclossenen 
Nationen in ihre Bestandteile aufzulösen...... 

Wäre das aber von Dauer? Würden sich Frank- 
reich, Deutschland, Rußland endgültig mit der 
Rolle begnügen, die im römischen Reiche Griechen- 
land gespielt hat? Die gescictlihe Erfahrung 
spricht nicht dafür.*) 


#* * #* 


Drükt die Formel des Friedens irgend ein 
Gleichgewicht der Kräfte aus, dann finden sich die 
europäishen Staaten nach dem Abschluß dieses 
Krieges etwa in der Lage durch lange, blutige 
Fehde erschöpfter, herabgebrahter Albanesen- 
stämme: diese beschwören eine BEZA; warum sollten 
nicht auch jene sich zu durchgehender Abrüstung 
verpflichten ? 


*) Vgl. jetzt Friedrih Meinecke, Weltgeshictliche Parallelen 
unserer Lage („Gerecitigkeit“, I, S. 497 ££.) 
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Nichts wahrsceinliher als das, — — nur daß 
eben eine beschworene BEZA keinen gebotenen 
Frieden, allgemeine Abrüstung keine wirksame 
internationale Rechtsordnung bedeutet: hier wie 
dort liegt’s in der Hand eines jeden, dem die Ge- 
legenheit günstig, die eigene Kraft, Zahl und Zuver- 
lässigkeit seiner Verbindungen ausreichend scheint, 
die getroffene Vereinbarung zu brechen, ohne daß 
er was anderes zu befürchten brauchte, als eben 
das, was er in diesem Augenblick selbst herbei- 
wünscht: den Kampf. 

Und docdı gibt’s, solange keine starke über- 
staatlihe Bundesgewalt besteht, keinen Schritt, 
der die Welt einer internationalen Rechtsordnung 
noch näher bringen könnte! 


3% #* 3 


Mande erhoffen besonders Glückliches von der 
„Abschaffung der geheimen Diplomatie“. 

Nun ist es wahr, daß Methoden des 18. Jahr- 
hunderts in das zwanzigste nicht passen, daher 
auch Verhandlungen, deren Ergebnis endlich vor 
der öffentlichen Meinung wird bestehen müssen, 
nicht bloß im Dunkel eines Kabinetts, eines Hofes 
geführt werden sollten, wie zu der Zeit, da nur 
der Fürst und sein Haus als Träger staatlicher 
Rechte und Pflichten galt: es ist Gewissenspflicht 
jedes Staatsmannes, seiner Amtsführung kein Ziel 
zu setzen, das von der öffentlichen Meinung seines 
Landes nicht gebilligt wird und von dessen Richtig- 
keit er sie nicht zu überzeugen vermag. 

Läßt sich aber aus dieser Gewissenspflicht die 
technische Vorschrift ableiten, Gedanken mit Ver- 
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tretern fremder Länder nur vor den Ohren der 
ganzen Welt auszutauschen, jede Anregung, jede 
Bitte, jeden Vorschlag durc millionenfachen Widerhall 
zu vergröbern? Und dies halten vernunftbegabte 
Wesen für ein friedensförderndes Verfahren? 


* * #* 


Als BISMARCK ersucht wurde, seine gesamte 
amtliche Korrespondenz mit den Gesandten im Aus- 
lande als Weißbuch zu veröffentlichen, meinte er, 
das wäre zwar mühsam, ließe sich aber tun: er 
werde eben für die Veröffentlihung „etwas harm- 
loses“ zusammenstellen, über die wirklich wichtigen 
Fragen aber mit den Gesandten in Privatbriefen 


verhandeln. 
%* * 


Haben wohl schon zwei Kaufleute versucht, 
all ihre geschäftlihen Verhandlungen auf einen 
Austausch von Zeitungsanzeigen zu beschränken? 

Ist es Zufall, daß seit langer Zeit gerade Ulti- 
mata veröffentlicht werden? Ist nicht gerade das 
veröffentlichte Wort am schwersten zurückzunehmen? 


* Ei * 


Viele Wohlmeinende machen die „geheimen 
Verhandlungen“ für den Ausbruc des „Weltkrieges“ 
verantwortlich. Haben sich die öffentlichen Ver- 
handlungen zwischen Österreich-Ungarn und Serbien 
1914, zwischen den Vereinigten Staaten und Deutsch- 
land 1916, 1917 dem Frieden dienlich erwiesen? 


Ist überhaupt die Öffentlihe Meinung immer 
so besonders friedfertig? Daß sie es, zur rechten 
Zeit befragt, 1914 in Serbien, Österreich-Ungarn, 
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Rußland, Deutschland, Frankreich, England gewesen 
wäre, läßt sich behaupten wie bestreiten; aber 
war sie’s 1915 in Italien, 1916 in Rumänien, 1917 
in Amerika?? 

* %* * 


Be 2.3 Ein höchst einfaches Mittel wird ange- 
-priesen, den Weltstaat zu begründen, die ewige 
Verbrüderung aller Völker zu sichern: es besteht 
(seltsamer Weise kann man davon nur in Fremd- 
wörtern reden) in der „internationalen Solidarität 
des Proletariats*, dem „sozialistishen Klassen- 
kampf“, der Niederringung des „kapitalistischen 
Imperialismus“. 


‘Wenn sich Klassengenossen (Arbeiter, auch 
Unternehmer) enger zusammengehörig fühlen als 
Volksgenossen, somit die Menschen die nationalen 
Gegensätze gar nicht mehr als die wichtigsten emp- 
finden, vielmehr in ihren ausländischen Kameraden 
ihre natürlichen Verbündeten gegen den gemein- 
samen Feind sehen, — wie könnten da Streitig- 
keiten zwischen Nationen noch dem Frieden bedrohlich 
werden, wie könnt’ es gar jemals fraglich sein, ob 
nicht sogar trotz vereinbarter, ja durchgeführter 
Abrüstung noch kriegerische Feindseligkeiten aus- 
brechen werden? Und aud die Besorgnis wird rasch 
beschwictigt, damit trete ja nur für die äußere, 
innere Rectlosigkeit ein, setze sich an die Stelle 
der Völkershlaht der Klassenkampf, an die Stelle 
des Krieges die Revolution: die Überzahl der Prole- 
tarier über die Kapitalisten ist ja so groß, daßihr 
Streit sih als ein längeres, gar als ein immer 
wiederholtes blutiges Ringen gar nicht denken läßt; 
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also nur die rasche, sichere Überwältigung des 
Unternehmertums, die einmalige „Expropriation 
der Expropriateure“, und dann — — der endgültige 
Einklang aller Menschheitsinteressen, die unershüt- 
terlihe Alleinherrshaft des Rechts, der ewige 
Völkerfriede, — — der Weltstaat! 


Unter dem zehrenden, quälenden, betäubenden 
Druk des Krieges hat sich eine unübersehbare 
Menge, vielleicht geradezu die Mehrheit der Be- 
wohner Europas in diese Vision geflüchtet. Und 
doch: welche Fülle von Verkehrtheit, weldı innerer 
Widerspruch, welche Verkennung der offen liegenden 
Tatsachen, der menschlichen Natur! 


* * * 


In so wichtigen Dingen soll man sich bei allem 
Strittigen gar nicht erst lange aufhalten: der „Kapi- 
talismus“ soll an den Kriegen unserer Zeit vor 
allem schuld sein; waren die vorkapitalistischen 
Zeiten friedlih? Nur den Unternehmern soll der 
„Imperialismus“ zugute kommen; haben die Arbeiter 
Englands, Deutschlands seine Früchte nicht reichlich 
mitgenossen, — oder woher ihr Aufschwung, die 


Doch es ist kein Mangel an solchem, was 
nicht bestritten werden kann. 


%* * * 

Nicht alle Menschen sind — in irgend einem 
Sinn — Arbeiter oder Unternehmer; der Bauer, der 
mit seinen Angehörigen, ein oder dem anderen 
Knecht das Feld bestellt, der Handwerker, der mit 
einem Gesellen, einem Lehrling seine Werkstatt 
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betreibt, ist beides: er arbeitet selbst, und zieht 
doch auc den Vorteil aus der Aufwendung seines 
ererbten oder ersparten Besitzes. 

Wo nun diese Klasse der kleinen Besitzer, der 
kleinen Meister die Mehrheit des Volkes ausmacht, 
aber auch wo sie nur so zahlreich ist, daß ohne 
sie keine andere Klasse eine Mehrheit bilden 
kann, da kann von einer entschiedenen Überzahl 
der Arbeiter gegen die Unternehmer die Rede nicht 
sein, ist an ihren raschen, sichern, einmaligen Sieg 
nicht zu denken: ein solches Land ist, selbst nach 
der eigenen Meinung aller vernünftigen „Sozia- 
listen“, nicht „reif“ für die Herrschaft der Proletarier: 
entweder wird sie hier überhaupt nicht zustande- 
kommen oder sich doch nur auf gewaltsame Art 


erhalten lassen. 
%* %* 


Bedarf der Sozialismus zu seiner Erhaltung 
der Gewalt, so bedeutet er keine geringere Rect- 
losigkeit als das heutige Staaten-Chaos: statt des 
schweren Mörsers das Maschinengewehr, statt des 
Schützengrabens die Barrikade, — — statt des 
ewigen Friedens der Bürgerkrieg! 


* Di * 


Erobern die Arbeiter nur in einigen Ländern 
‚die Macht, während sich in anderen die Unter- 
nehmer behaupten, — welch unvergleichlihe Ver- 
schärfung der staatlichen Beziehungen muß nicht 
daraus erfolgen, wenn zu dem nationalen Gegen- 
satz noch der soziale hinzu tritt! Denn daß gesell- 
schaftliche Verfassungen, politishe Systeme sich 
auszubreiten streben, ist unendlich oft bemerkt, 


109 


tausendfah erfahren worden: wie sollten da die 
Kapitalisten eines Landes sich durch die Herrschaft 
der Proletarier im Nacbarlande nicht bedroht 
fühlen, wie sollten sie niht eben darum von diesen 
wiederum als eine Gefahr empfunden werden? 


* #* * 


Daß sich in allen Ländern die Proletarier der 
Gewalt bemäctigen, sie auf die Dauer behaupten 
werden, — wie wenig wahrsceinlih! Geschäh’ es 
aber, wer vermöcdhte zu glauben, das Verbin- 
dende (daß sie alle Proletarier sind, im Grunde 
also nur der ehemalige Gegensatz gegen die 
gestürzten, immer weiter in die Vergangenheit ent- 
schwindenden Kapitalisten) werde sih ein für 
allemal im Bewußtsein der Menschen erhalten, und 
niht sehr bald werde darüber das Trennende 
Macht gewinnen, das, aus Verschiedenheit der 
Geburt, der Lage, der Lebensweise und Geistesart 
notwendig hervorbrechend, jeweilig von der Gegen- 
wart erzeugt, durch jeden neuen Tag gekräftigt wird? 


* a“ * 


Hunderte von Millionen Kulis drängen sich in 
den überfüllten Häusern, auf den vollgepfropften 
Kähnen Chinas zusammen. Sie streben hinaus ins 
Weite. Ansprucslos und genügsam, möchten sie 
sich über den bewohnten Erdkreis zerstreuen, alle 
Lücken des Arbeitsmarktes, alle Fugen und Ritzen 
des Gesellschaftsbaues ausfüllen, den beschränkten 
Vorrat von Lebensgütern, den die Welt besitzt, an 
sich raffen, einsaugen, versclingen...... 

Von eben diesem Vorrat ernähren sich Europäer, 
Amerikaner. Mit jenen verglichen, arbeiten sie 
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wenig und langsam, bedürfen, um sich wohl zu 
fühlen, reichlicherer Kost, längerer Muße, glauben 
sich berechtigt, einen Teil des Tages, der Woche, 
des Jahres der Belehrung, dem Vergnügen, der 
Abwechslung, auch den öffentlichen Angelegenheiten, 
der beschaulichen Betrachtung vorzubehalten. Indem 
jene chinesische Flut an sie herandringt, fühlen sie 
sih in dem Genusse des gemeinsamen Vorrats 
bedroht, zudem noch durch manche Besonderheit 
des geistigen Lebens, ja des körperlichen Seins 
abgestoßen, angewidert...... 

Ist dieser Gegensatz der weißen und der gelben 
Arbeit, die wohl beide die Welt ausfüllen könnten 
und sich doch notgedrungen in sie teilen müssen, 
nicht zuletzt unabhängig von jeder gesellschaftlichen 
Ordnung, jeder politischen Verfassung? Wie sollte 
er deswegen verschwinden, weil in Europa, in 
Amerika, meinetwegen auch in China, alle Erzeu- 
gungs-Stätten, alle Erzeugungs-Mittel gemeinsames 
Eigentum aller sind? Eben an diesem gemein- 
samen Eigentum aller Amerikaner möchten ja die 
Chinesen Anteil haben, eben von diesem gemein- 
samen Eigentum wollen die Amerikaner sie fern- 
halten..... Gewiß ein Gegensatz, der zu stets 
erneuerten Zwistigkeiten, — wenn keine höhere Ge- 
walt es hindert, endlich auch zu gewaltsamen Zu- 
sammenstößen führen muß. 

Und was wird nun, nach dem Triumphzug des 
Sozialismus durch alle Länder, gegen dies stets 
lebendig Gegenwärtige, Trennende, das gemeinsame 
Bewußtsein der Weißen und der Gelben vermögen, 
beide Arbeiter, ehemalige „Proletarier* zu sein, 
das heißt zuletzt: vor Jahrzehnten, Jahrhunderten 
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von gemeinsamen Gegnern (den nun längst zu 
bloßer geschichtlicher Erinnerung gewordenen „Kapi- 
talisten“) ausgenutzt worden zu sein??.... 


# %* * 


Um es kurz zu sagen: nur eine gemeinsame, 
von außen drohende Gefahr kann die Nationen 
dazu bestimmen, selbst ihre Souveränität beiseite 
zu setzen, sich einer übermäcdtigen Bundesgewalt 
unterzuordnen, wenn’s sein muß, endlich sogar die 
eigene Einheit preiszugeben. 

Wie die staatlihe, so müßte auch die über- 
staatliche Ordnung ursprünglih als Wehrver- 
fassung, niht als bloße Rechtsverfassung, ins 


Dasein treten. 
%* * * 


Man hat längst von „Vereinigten Staaten Eu- 
ropas“ gesprochen, dabei vor allem wohl an ihren 
ZusammensclußgegenjenevonNordamerikagedadht. 

Vielleicht wird dereinst Vereinigung gegen die 
„gelbe Gefahr“ für die Staaten weißer Rasse zum 
zwingenden Gebot werden. 

Auch die Verschmelzung kapitalistischer Staaten 
zu gemeinsamer Abwehr des Sozialismus, soziali- 
stischer Länder gegen den Kapitalismus, ist denkbar. 

Inzwischen zeigt schon der gegenwärtige Krieg 
auf’s deutlichste, wie heutzutage ein wirksames 
Waffenbündnis neben einheitlihem militärischem 
Oberbefehl auch einheitlihe außenpolitishe und 
wirtschaftliche Oberleitung, somit höchst empfindliche 
Einschränkungen der einzelstaatlichen Souveränität 
erfordert: kein Zweifel, daß bei genügend verlän- 
gerter Kriegsdauer auc die Einheit jeder verbün- 
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deten Nation gefährdet, die unmittelbare Verfü- 
gungsgewalt des Bundes oder seiner Vormacht über 
ihre einzelnen Teile wenigstens erwogen werden 
müßte. 


„Mitteleuropa“, die „Pariser Beschlüsse“ weisen 
den Weg ....... 


* * x 


Der Verzicht auf eine große Hoffnung tut not, 
unwiderstehlih, schmerzlih wird der Blick zu der 
Einsicht geführt: nicht ein Völkerbund, den ewigen 
Frieden im Gefolge, wird sich bilden; möglich wären 
nur Völkerbünde, zu gemeinschaftlicher Verteidi- 
gung gegründet, in ihrem Innern wohl den Frieden 
sihernd, nach außen aber und ihrem Wesen nach 
zuletzt — Kriegsbündnisse! 


* * 3% 


Nur ein wahrhaft Großes steht wohl noch den 
Bewohnern der Erde bevor, nur dieses eine lohnt 
es wirklich zu erleben: Verkehr, Berührung mit den 
Bewohnern anderer Gestirne! 


Lebensdurstig, machtgierig wie das Lebendige 
seinem innersten Wesen nad ist, wird auch diese 
Berührung nicht nur eine freundliche, vielleicht 
weniger eine freundliche als eine feindliche sein: 
auch in der Art, wie Strahlen auf einen Himmels- 
körper hin-, von ihm abgelenkt werden, kann sich 
ja feindselige Gesinnung offenbaren. 


Durh eine solche Aussicht betroffen, mögen 
sich etwa dereinst alle Nationen der Erde zusammen- 
tun, selbst eine Minderung ihrer Unabhängigkeit, 
ihrer Einheit hinnehmen: so mag sich vielleicht 
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einmal ein die Menschheit umspannender, die Erde. 
befriedender Völkerbund bilden. 


* # * 


Solange das irdische Geschlecht im eignen Kreis, 
auf sich selbst beschränkt bleibt, ist eine überstaat- 
lihe Rechtsgemeinschaft, ein Völkerbund nur unter 
zwei Bedingungen möglich: 

er kann kein Weltstaat, kein die ganze Erde 
befassender Friedensbund sein, vielmehr nur einen 
Teil der Menschheit zu gemeinsamem Leben, daher 
auch zu gemeinsamer Behauptung nach außen, wo’s 
nötig ist zu gemeinsamer Kriegführung, zusammen- - 
führen; 

und er darf, wenn er dauern soll, kein bloßer 
Völkerbund bleiben, er muß jede einzelne Nation 
in ihre Bestandteile auflösen, muß seine Herrschaft 
auf diese unmittelbar erstrecken, sich selbst in 
einen Verband von Bezirken, Betrieben, Gemeinden 
verwandeln...... 
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VI RECHT UND POLITIK. 


Darf man in geschichtlichen Dingen überhaupt 
von einer Wahl reden? Soweit man’s kann, öffnen 
sich vor den Völkern unsrer Zeit zwei Aussichten: 
entweder sich zu einigen wenigen großen Rechts- 
gemeinschaften, Völkerbünden, zusammenscharen 
oder in halbrectlihem Nebeneinander weiter fort- 


leben wie bisher. 
%* * %* 


Geht man den Dingen immer weiter nad, be- 
trachtet sie grundsätzlich, so trennt diese beiden 
Fälle keine himmelweite Kluft: zueinander 
müssen ja auch die Völkerbünde im halbrectlichen 
Verhältnis bleiben; um so sicherer, je weniger ihrer 
sind; endgültig, wenn nur mehr zwei sich gegen- 
über stehen, die.ja dann von außen her keine ge- 
meinsame Gefahr, kein Dritter, mehr bedrohen 
kann. Diesem Verhältnis „zweier Einziger“ nähert 
sich indes doch auch schon das der großen Welt- 
mächte, und zwar um so entschiedener, je kleiner 
ihre Zahl ist. 


* * 3% 


Unabsehbar viele Einzelne stehen zueinander 
in einem rechtlichen, zwei Einzige bloß in einem 
politischen Verhältnis. 


* * 3% 
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Politik ist nicht notwendig Rectlosigkeit, viel. 
weniger Gewalttätigkeit, wenngleih sie auf die 
Gewalt als letztes Kampfmittel niemals ver- 
zichten kann. 


Was ihr Wesen bezeichnet, es gegen das des 
Rechtes abgrenzt, ist etwas anderes. 


* * * 


Wo das Recht gilt, da wird über den besonderen 
Fall-nach allgemeinen Grundsätzen geurteilt. 


Nun heißt eigenen Vorteil aus Grundsätzen 
fahren lassen etwas Gegenwärtiges preisgeben für 
etwas Zukünftiges, — für die künftige eigene Sicher- 
heit oder doch den künftigen Bestand der gesell- 
schaftlichen Ordnung. 


Wo nur mehr zwei Einzige einander entgegen 
stehen, können darum allgemeine Grundsätze 
höchstens für minder Bedeutsames, öfter Wieder- 
kehrendes Maß geben; fragt sich’s dagegen: leben 
oder sterben? so verliert die Anwendung jedes 
allgemeinen Grundsatzes ihren Sinn; denn, ist erst 
von den beiden der eine untergegangen, so giebt’s 
weder für ihn noch für die Gesellschaft mehr eine 
Zukunft, deren Ordnung durch jenes Opfer gesichert 
werden könnte. 

Hier also ist jeder einzelne Fall für sih be- 
sonders zu entscheiden. Dies ist das Wesent- 
lihe der „Politik“, — und darin liegt freilich auch: 
es läßt sich nie ausschließen, daß in diesem oder 
jenem einzelnen Fall das Zurückgreifen auf die 
Gewalt als unvermeidlich erscheinen mag. 


3 * * 
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Auch die Politik ist den Geboten der Vernunft 
unterworfen; auc in ihr geht das gesicherte Wenige 
dem unsichern Vielen, die Befestigung durch Ver- 
trauen der durch Waffengewalt vor; auc die Politik 
soll darum Freimut, Großzügigkeit, Friedfertigkeit 


atmen. 
%* %* %* 


„Es müßte mit wunderbaren Dingen zu- 
gehen, wenn Nationen, die ihre großen Haupt- 
-interessen offen bezeichnen, in Nebendingen 
dagegen die Eintracht höher stellen als den 
Profit und sich über jene mit Entschiedenheit, 
über diese mit Verbindlichkeit, über beide aber 
mit Ernst und Offenheit erklären, niht auf 
lange hinaus sollten miteinander in guter Nadh- 
barschaft leben können, — solange, bis eben 
eine geschichtliche Stunde schlägt, in der nur 
eine von beiden, ohne ernsten Schaden zu 

nehmen, in die Zukunft eintreten kann!“ 
Aus dem ersten Entwurfe dieses Buces. 


* #* 3 


In einer Gemeinschaft gilt das Reht um so 
mehr, je zahlreicher, die Politik, je weniger zahl- 


reich sie ist. 
%* %* % 


En:%; Und ist denn nicht die Menschheit die 
ohne jeden Vergleih zahlreichste aller Gemein- 
schaften, also ganz eigentlich vorbestimmt zur voll- 
kommensten Anwendung reiner Rechtsgrundsätze ?? 


* * * 
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Alles liegt daran, daß die Gliederung der 
Menscheit zweistufig ist. 

Es gibt Gemeinschaften erster Stufe, die sich 
aus Einzelnen zusammensetzen (Geschlecht, Stamm, 
Staat), und Gemeinschaften zweiter Stufe, die selbst 
aus Gemeinschaften jener ersten Stufe bestehen 
(Bundesstaat, Völkerbund, Weltstaat). 

Nun ist die Gesamtzahl aller Menschen in 
jedem Zeitpunkt eine fest gegebene Größe. 

Daher verhalten sich die Gemeinschaften erster 
und zweiter Stufe zueinander stets wie Zahl und 
Bruch: je volkreiher die einzelne Nation, desto 
weniger Nationen kann der Weltstaat in sich fassen. 

Eine Gemeinschaft aber eignet sih für ein 
wahrhaft rechtliches Verhältnis um so mehr, je 
mehr Einheiten sie zählt. 

Je größer die Rechtssicherheit im einzelnen 
Staat, desto geringer in der Staatengesellschaft, — 
je vollkommener im Weltstaat, desto unvoll- 
kommener im Einzelstaat! 


KIN * 


Man könnte darauf verfallen, auszurecnen, 
wann die Rechtssicherheit in beiden Beziehungen 
noch am größten sein müßte. 

Die Gesamtzahl aller Menshen auf etwa 
1600000000 veranschlagt, ergiebt sich, daß die un- 
vermeidliche Unsicherheit dann auf das geringste 
Maß herabgedrükt würde, wenn die Menschheit 
etwa in 40000 Gruppen zu je 40000 Köpfen zerfiele. 

Dieser ausgerechneten Gliederung würde sich 
wohl die natürlihe in Gemeinden (Bezirke, 
Stämme, Landschaften) hinreichend annähern..... 
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Möglichkeiten auszusinnen, zu denen nirgends 
ein gangbarer Weg führt, scheint ein bloßes, müßiges 
Gedankenspiel; manchmal mag’s doch entschuldbar 
sein, — unversehens führt es zu einer entfernteren, 
sonst verdeckten Fragestellung. 


#* %* En 


Liegt das Verhängnis der Menschheit darin, daß 
sie sich nicht unmittelbar, einstufig gegliedert hat, daß 
sih in ihr so unansehnlihe Gemeinschaften wie 
Geschlechter und Stämme überhaupt gebildet haben? 


‘Oder darin, daß diese Gemeinschaften, wenn 
denn ihre Entstehung schon unvermeidlich war, 
dann einen so unverhältnismäßigen Aufschwung 
genommen, das beruhigende, abgerundete, wohl 
zugestutzte Mittelmaß von 40000 Mann längst 
überwacsen, sich zu so machtvollen Bildungen wie 
Nation und Staat zusammengetan haben, wodurch 
dann für die allumfassende Staatengesellshaft nur 
mehr einige wenige, wahrer rechtliher Ordnung 
nicht mehr fähige Gesellschafter übrig geblieben sind? 


Und woher dies Verhängnis? Hätten die Dinge 
nicht auch einen andern Gang nehmen können? 


%* 3 3 


Man braucht ein solches Wort nur auszusprecten, 
um sich wieder ‘auf den Boden der Wirklichkeit 
zurückgeführt zu fühlen: die mensclichen Verbände 
haben sich nicht nach zahlenmäßigen Verhältnissen 
gebildet, vielmehr nach natürlicher Verwandtscaft, 
nach der Gleichheit der Abstammung, der Ähnlih- 
keit der Anlagen, der äußeren Bedingungen, des 
geschichtlichen Schicksals. 
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Von dieser natürlichen, geschichtlichen Bedingt- 
heit kann sich die Menschheit nicht losreißen, sie 
muß es hinnehmen, daß dabei jenes Mittelmaß 
größter Rechtssicherheit überflügelt wurde, zu dem 
sie sich jetzt nur mehr auf Grund politisher 
Notwendigkeiten, und auh da nicht mehr als 
ungeteiltes Ganzes, zurückfinden kann. 


* * * 


Zeigt sich nicht wenigstens in unbestimmter - 
Ferne, noch halb umnebelt, eine Denkbarkeit? 

Könnten nicht irgend einmal, als Folge verdih- 
teten, vertieften Verkehrs, die Menschen einander 
so ähnlich werden, daß Untershiede der Ab- 
stammung, des Wohnsitzes für ihr Verhältnis nicht 
mehr Maß gäben, sich das Werden einer Allmensch- 
heit durch bloße Verschmelzung der Völker, der 
Völkerbünde vorstellen ließe? 


#. %* ax 


Die groben, greifbaren Rassenmerkmale gleichen 
sich durch Vermischung nicht aus, schlagen vielmehr 
in den entfernteren Nachkommen wieder zur Bildung 
der Ahnen zurük, — und nach allem, was wir 
wissen oder vermuten dürfen, gibt's keine äußere 
Gestaltung, der nicht auch Eigenart der seelischen 
Anlagen, ein besonderer geistiger Typus zugehörte. 

So ließe sich durchgreifende allgemeine Ver- 
ähnlichung der Menschen höchstens in einer Rasse 
hoffen, in der ganzen Menschheit somit nur dann, 
wenn vorerst alle Rassen bis auf eine (blutig 
oder unblutig) aus der Welt geschafft wären.... 


* * * 
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Ergebnisse klingen oft wie Selbstverständlih- 
keiten, ja sie sollen so klingen: was die Menschen 
am bloß herdenmäßigen Zusammenleben (eine Herde, 
ein Hirt, ein Gesetz, ein Reht! —) hindert, ist zu- 
letzt ihre Mannigfaltigkeit, die selbst wieder ab- 
hängt von der Verschiedenartigkeit der Bedingungen, 
unter denen sie entstanden sind, sich ausgebildet 
haben, — dieselbe Mannigfaltigkeit, die auch den 
Reichtum mensclicher Lebensformen, die Verwick- 
lung und das Wechselnde ihrer Beziehungen schafft. 


Ei #* 3% 


In ein Wort gefaßt: die Spaltung in von ein- 
ander unabhängige Massen, die Unmöglichkeit, 
deren gegenseitiges Verhalten durchgehend einer 
allgemeinen Regel zu unterwerfen, Politik mit Recht 
zur Deckung zu bringen, — es ist der Preis, mit 
dem die Menschheit für den geshidtlihen 
Charakter ihres Daseins zahlt. 


= 
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NACHWORT. 


Der Druk: vorstehender Bogen hat sich lange 
hinausgezogen: inzwischen ist der „Völkerbund“ 
des Friedens von Versailles zustandegekommen. 


Daß dieser „Bund“ nichts anders ist als eine 
Veranstaltung, den „alliierten und assoziierten 
Hauptmäcten“ die gemeinsame Ausübung der Welt- 
herrschaft zu sichern, geht aus seiner Verfassung 
klar hervor und versteht sih um so mehr für 
jeden Deutschen von selbst. Eben darum aber 
ruht er durchaus auf der Voraussetzung, daß jene 
Mäcte zusammenhalten wollen und können: fällt 
sie hin, so wird auch seine Stunde geschlagen haben 
und er wird seinem Vorbilde folgen: der „Heiligen 
Allianz“! 

Mit der Kritik dieses Gebildes, das zwar im 
Reiche der Wirklichkeit massig dasteht, das aber 
im Reiche des Gedankens niemand ernst nehmen 
kann, haben meine Ausführungen nichts zu tun: 
sie dienen der Kritik der Idee des Völkerbundes, 
der überstaatlichen Rechtsordnung, und der ernst- 
gemeinten Versuche, diese Idee gutgläubig zu ver- 
wirklichen; sie sollen zeigen, was jener wahre 
Völkerbund sein und bedeuten müßte, den so 
Viele an der Stelle des jetzigen errichtet sehen 
möcdten ....... und insoferne können sie mit 
diesem jetzigen Völkerbund sogar versöhnen. Sie 
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zeigen: er ist nicht so sehr ein verpfuschtes Ideal 
als vielmehr ein politisches Mactmittel wie andere 
Bündnisse auch. 

Ein Bekenntnis möcht’ ich noch ablegen: nicht 
nad Idealen läßt sich die Welt lenken, vielmehr 
lediglih nah politischer Vernunft: überschätze 
dich nicht, unterschätze dich nicht, erkenne dich selbst, 
wie du bist, erkenne die andern, wie sie sind, 
strebe nach dem Möglichen und Guten! Eine solche 
Politik ist in der Welt überhaupt selten genug, 
sie ist auch schwer, um so seltener und schwerer 
in einer Zeit, da die Massen zu herrschen glauben 
und an diesem Glauben hängen! Besonders selten 
und schwer aber ist solche Politik dem politisch so 
unbegabten deutschen Volke! Nur einen Genius 
der politischen Vernunft hat es im letzten Jahr- 
hundert hervorgebracht: heute, wo sein Werk halb 
zusammengebrocen ist, seine Grundsätze mehr als 
halb in Verruf sind, darf man, ohne überheblich 
zu erscheinen, wieder mit dem Finger auf ihn 
weisen: am Tage der Unterzeichnung des Friedens 
von Versailles widme ich diese Blätter 


DEM ANDENKEN BISMARCKS! 


Wien, 28. Juni 1919. 
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